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Der Flächentarifvertrag:
Konditionenkartell im 
Wandel

Wettbewerb und Arbeitsmarkt

In Deutschland werden die Arbeitsbedin-
gungen überwiegend kollektiv geregelt.
Rund 70% der Beschäftigten arbeiten in
Betrieben mit Bindung an einen Firmen-
oder Flächentarifvertrag. Dies beruht im
Wesentlichen auf einer im Tarifvertrags-
gesetz angelegten Hierarchie, die dem kol-
lektiven Tarifvertrag Vorrang vor der Be-
triebsvereinbarung und dem Einzelar-
beitsvertrag einräumt. So schließt das Be-
triebsverfassungsgesetz aus, dass Ar-
beitsentgelte und sonstige Arbeitsbedin-
gungen, die entweder durch Tarifverträge
geregelt sind oder üblicherweise geregelt
werden, Gegenstand von Betriebsverein-
barungen sein können (Tarifvorrang). Die
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträ-
gen zwingt tarifungebundene Arbeitgeber
und Arbeitnehmer zur Anwendung von Ta-
rifnormen. Und das so genannte Güns-
tigkeitsprinzip schränkt die individuelle Ver-
tragsfreiheit ein: Betriebliche Bündnisse
für Arbeit, bei denen Arbeitnehmer tarif-
gebundener Betriebe einer untertariflichen
Bezahlung zustimmen, um ihr Arbeits-
platzrisiko zu mindern, stehen unter dem
Zustimmungsvorbehalt der Tarifparteien.

Infolge dieses tarifvertraglichen Kollektiv-
vorrangs wird das deutsche System der
Lohnfindung von überregionalen Bran-
chentarifverträgen dominiert. Diese Flä-
chentarifverträge sind rechtlich gesehen
Konditionenkartelle, also Vereinbarungen,
die eine einheitliche Anwendung von Nor-
men zum Inhalt haben (Brocker 2003, 1).
Die Monopolkommission (1994, Tz. 880)
interpretiert sie ökonomisch als »Min-
destpreiskartelle für das Angebot von Ar-
beitsleistungen«.

Dass Konditionenkartelle vom Kartellver-
bot ausgenommen sind, wird mit struk-
turellen Besonderheiten des Arbeits-
marktes begründet, die eine effiziente Al-
lokation der Ressourcen im Wege eines
funktionsfähigen Wettbewerbs nicht er-
warten ließen. Im Mittelpunkt steht die Be-
fürchtung, der einzelne Arbeitnehmer sei
dem Arbeitgeber strukturell unterlegen,
weil der Arbeitgeber nicht nur rechtlich,
sondern – im Gegensatz zum Arbeitneh-
mer – auch wirtschaftlich frei sei. Durch
die wirtschaftliche Abhängigkeit von ei-
nem Arbeitsverhältnis müsse der einzel-
ne Arbeitnehmer Lohnangebote akzep-
tieren, die unter dem Wert seiner Ar-
beitsleistung liegen. Zudem bestehe die
Gefahr eines Unterbietungswettbewerbs.
Kollektive Mindestnormen für Löhne und
sonstige Arbeitsbedingungen sollen den
drohenden Unterbietungswettbewerb
stoppen und die strukturelle Unterlegen-
heit des einzelnen Arbeitnehmers aus-
gleichen. Somit dienen Konditionenkar-
telle nicht der Vermachtung des Arbeits-
marktes, sondern der Herstellung eines
Gleichgewichts gegenüber der anderen
Marktseite (Rieble 2000, 204).

Die Dominanz des Flächentarifvertrags er-
gibt sich ferner aus einem politökonomi-
schen Interesse der Tarifparteien (Lesch
2000, 61 ff.). Die Arbeitgeber sparen durch
überregionale Branchentarifverträge Trans-
aktionskosten und profitieren von deren
Befriedungs- und Kartellfunktion. Konflik-
te werden von der Betriebs- auf die Ver-
bandsebene übertragen und die branchen-
einheitliche Friedenspflicht stabilisiert die
Rahmenbedingungen einer vernetzten
Wirtschaft. Durch die Standardisierung von
Löhnen und Arbeitsbedingungen wird die
Preiskonkurrenz der Unternehmen unter-
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einander entschärft, wenngleich die Bedeutung der Kartell-
funktion durch wachsende Außenseiterkonkurrenz und den
zunehmenden internationalen Wettbewerb immer mehr ab-
nimmt. Den Gewerkschaften nützt der Flächentarifvertrag,
weil er hilft, das Prinzip »gleicher Lohn für gleiche Arbeit« mög-
lichst umfassend umzusetzen. Außerdem verleiht er ihr den
Status einer gesellschaftspolitisch relevanten Kraft. 

Der Flächentarifvertrag in der Kritik

Allerdings werfen Erosionstendenzen, die anhaltend hohe Ar-
beitslosigkeit und der wachsende internationale Wettbe-
werbsdruck die Frage auf, ob Flächentarifverträge ökono-
misch überhaupt noch sinnvoll sind. Nach der so genannten
Hump-shape-Hypothese führen branchenweite Lohnver-
handlungen zu einer schlechteren makroökonomischen Per-
formance als dezentral oder zentral geführte. Hierfür seien
zwei Effekte verantwortlich. Bei dezentralen Verhandlungen
auf der Unternehmens- oder Betriebsebene sorge ein star-
ker Wettbewerbsdruck für eine moderate (an der Produktivi-
tätsentwicklung orientierte) Lohnentwicklung, während zent-
ral, also gesamtwirtschaftlich verhandelnde Tarifparteien die
Wirkungen ihrer Tarifabschlüsse auf die gesamte Volkswirt-
schaft berücksichtigten. Nominallohnerhöhungen, die über
den Produktivitätszuwachs hinausgingen, stießen Preiswir-
kungen an, die den Reallohnanstieg wieder aufzehrten. Da
dieser Effekt in zentralen Verhandlungen internalisiert werde,
komme es zu lohnpolitischer Disziplin. Auf der Branchenebene
wirkten weder der Wettbewerbs- noch der Internalisierungs-
effekt, so dass die Lohndisziplin hier geringer ausfalle.

Ein Blick auf die Lohnentwicklung in Deutschland stellt dem
Flächentarifvertrag tatsächlich ein schlechtes Zeugnis aus. Seit
1970 sind die Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer fast aus-
nahmslos stärker als der Produktivitätszuwachs angestie-
gen. Dadurch waren die Unternehmen gezwungen, den durch
den Wertschöpfungszuwachs nicht gedeckten Lohnkosten-
anstieg entweder in Form höherer Preise an die Konsumen-
ten weiterzugeben oder durch den Abbau von Arbeitsplätzen
aufzufangen. Selbst wenn man zum lohnpolitischen Vertei-
lungsspielraum den Anstieg der Produzentenlöhne hinzu-
rechnet, stehen 18 moderaten Jahren immerhin 14 mit über-
reiztem Verteilungsspielraum gegenüber (Lesch 2002, 45). Die
Lohnpolitik war mithin kaum beschäftigungs-, sondern über-
wiegend verteilungsorientiert. Auch an der Entwicklung der
Lohndrift zeigt sich, dass die Tariflöhne zwar Mindestlöhne im
juristischen, aber nicht im ökonomischen Sinne sind: Während
die Effektivlöhne in den fünfziger und sechziger Jahren schnel-
ler als die Tariflöhne wuchsen, schwächte sich die Lohndrift
in den siebziger und achtziger Jahren allmählich ab. In den
neunziger Jahren war die Lohndrift dann durchweg negativ.
Offenbar konnten viele Unternehmen die Tariflohnsteigerun-
gen nicht mehr verkraften. Dort, wo es möglich war, führte dies
zu einem Abbau übertariflicher Leistungen.

Neben mangelnder Lohnzurückhaltung wird ein weiterer
Nachteil von Flächentarifverträgen darin gesehen, dass sich
die Lohnzuwächse hierzulande am gesamtwirtschaftlichen
Produktivitätszuwachs oder häufig auch am Abschluss ei-
ner bestimmten Pilotbranche orientieren würden. Je zent-
raler verhandelt werde, desto weniger könne die wirt-
schaftliche Situation einzelner Teilbranchen oder Betriebe
berücksichtigt werden. 

Betriebsvereinbarungen als Alternative?

In den letzten Jahren haben immer mehr Unternehmen die-
se Probleme durch den Abschluss von Firmentarifverträ-
gen auszuräumen versucht. Im Jahr 2002 regelten mehr
als 7000 Firmen ihre Löhne und Arbeitsbedingungen selbst-
ständig, 1990 waren es nur knapp 2500. Da die Unterneh-
mensleitung in der Regel aber immer noch mit derselben
Gewerkschaft wie beim Flächentarifvertrag verhandelt, wird
ein Firmentarifvertrag auf Dauer kaum günstiger als ein Flä-
chentarifvertrag sein. Mit einer Beseitigung des im Be-
triebsverfassungsgesetz verankerten Tarifvorrangs entstün-
de alternativ die Möglichkeit, mit dem Betriebsrat zu ver-
handeln. Ob dies den Unternehmen aber tatsächlich Vor-
teile bringen würde, ist umstritten (Lesch 2000, 67 ff.; Franz
2001, 82 f.; Schnabel 2003, 38). 

Aufgrund unterschiedlicher Mitbestimmungsrechte dürften
sich Lohnverhandlungen auf der Betriebsebene in Deutsch-
land anders als etwa in Großbritannien auswirken. Denn hier-
zulande müsste bei betrieblichen Konflikten berücksichtigt
werden, dass die Betriebsräte über ihre umfassenden Mit-
bestimmungsrechte einen erheblichen Einfluss auf die Be-
triebssteuerung haben. Beispielsweise könnten sie durch ei-
ne Verweigerungshaltung bei Einstellungsfragen, Kündi-
gungen oder Mehrarbeit Druck auf die Unternehmenslei-
tungen ausüben, bei Lohnfragen Zugeständnisse zu ma-
chen. In einem Land wie Großbritannien, das praktisch kei-
ne Mitbestimmungsrechte kennt, ließe sich keine entspre-
chende Drohkulisse aufbauen.

Ferner ist zu beachten, dass Lohnverhandlungen auf der
Betriebsebene nicht »asymmetrisch« wirken: Zwar zeigen
die Erfahrungen vieler betrieblicher Bündnisse für Arbeit,
dass Verhandlungen mit den Betriebsräten im Krisenfall ei-
ne Kostenentlastung bringen (z.B. Berthold et al. 2003). Es
gibt aber kaum empirische Erkenntnisse darüber, wie sich
die Betriebsräte verhalten, wenn eine Krise erfolgreich ge-
meistert worden ist. Möglicherweise vollzieht sich der Lohn-
anstieg im Aufschwung schneller und nachhaltiger als bei
Flächentarifverhandlungen (Fitzenberger und Franz 2000,
203). Machen die Beschäftigten eines Betriebs hierbei ih-
re Lohnforderungen auch von den Ergebnissen in ande-
ren Betrieben oder von Branchenstandards abhängig, sind
Neideffekte zu erwarten, die negativ auf die Produktivität
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wirken. Im Aufschwung drohen Nachholdebatten, die das
Betriebsklima belasten, die Löhne hochschaukeln und die
Lohndifferenzierung mindern können. Zusätzlich ist zu be-
rücksichtigen, dass Betriebsräte, die Arbeitsbedingungen
aushandeln, ein Streikrecht fordern werden.

Drittens sind nicht nur Gewerkschaften, sondern auch Be-
triebsräte Institutionen, die ihr Verhalten stark an eigenen
Interessen – z.B. dem Erhalt oder der Verbesserung des
erlangten Status – als an den wirtschaftlichen Vorausset-
zungen zum Erhalt eines hohen Beschäftigungsstands aus-
richten. Da die Wiederwahl von Betriebsräten allein von den
Beschäftigten (insbesondere den Bestandsschutzinteres-
sen der Stammbelegschaft) abhängt, ist der Zielkonflikt
zwischen Löhnen und Beschäftigung bei Betriebsräten
möglicherweise schwächer als bei Gewerkschaften aus-
geprägt. Außerdem könnte der positive Zusammenhang
zwischen Lohnzurückhaltung und Beschäftigung auf der
Verbandsebene eher vermittelbar sein als auf der Be-
triebsebene (Fitzenberger und Franz 2000, 203). 

Dem ist allerdings entgegenzuhalten, dass der Betriebs-
rat ein Interesse daran hat, eine möglichst große Beleg-
schaft zu vertreten, da eine große Belegschaft sein Anse-
hen fördert und die Zahl der freizustellenden Betriebsräte
von der Betriebsgröße abhängt. Dem Lohnsetzungsspiel-
raum werden weitere Schranken dadurch gesetzt, dass
auch ein insiderdominierter Betriebsrat dem Beschäfti-
gungsaspekt (gerade im Krisenfall) Rechnung tragen muss.
Handelt der Betriebsrat Löhne aus, würde sich der einzel-
ne Arbeitnehmer bei der Wahl des Betriebsrats natürlich
auch die Frage stellen, für welche Lohnpolitik und wel-
ches Entlassungsrisiko ein Kandidat steht. Betriebliche
Bündnisse für Arbeit unterscheiden sich von Branchenta-
rifverhandlungen ja gerade dadurch, dass über Lohnhöhe
und Beschäftigung verhandelt wird. Gerade sie verdeut-
lichen der Belegschaft, wie wichtig der Zusammenhang
zwischen Lohnhöhe und Beschäftigung auf Betriebsebe-
ne ist. Mit der EU-Osterweiterung wird dieses Bewusstsein
weiter wachsen.

Aus theoretischer Sicht bleibt also unklar, ob Betriebs-
vereinbarungen Flächentarifverträgen vorzuziehen sind.
Auch international vergleichende Untersuchungen las-
sen nicht erkennen, ob es eine optimale Tarifverhand-
lungsebene gibt (Franz 2001, 76 ff.). Länder wie Irland,
Finnland oder die Niederlande haben mit einer zentral
koordinierten Lohnpolitik im Rahmen von Sozialpakten gu-
te Erfahrungen gemacht. In Großbritannien oder Neu-
seeland ging hingegen eine Dezentralisierung der Tarif-
verhandlungen auf die Unternehmensebene Hand in Hand
mit einer verbesserten Arbeitsmarktperformance. In die-
sen Ländern wurde mit der Dezentralisierung der Tarif-
verhandlungen allerdings auch die Macht der Gewerk-
schaften beschränkt. 

Reform des Flächentarifvertrags

Die Gewerkschaften sind ein wichtiger institutioneller Fak-
tor der Lohnfindung. Je stärker sie sich den Interessen der
Arbeitsplatzbesitzer verpflichtet fühlen, desto langsamer rea-
gieren sie auf den steigenden internationalen Wettbe-
werbsdruck. Die Insiderorientierung erklärt, warum sich der
Flächentarifvertrag in der Vergangenheit nur langsam an
die veränderten ökonomischen Rahmenbedingungen an-
gepasst hat. Zunächst wurden nach der schweren Rezes-
sion von 1992/93 in einigen Tarifbereichen Tarifverträge zur
Beschäftigungssicherung geschlossen, die den Betrieben
erlauben, im Krisenfall Arbeitszeiten und Löhne zu kürzen.
In den letzten Jahren sind unter dem wachsenden Druck der
inneren und äußeren Erosion des Flächentarifvertrags auch
im Entgeltbereich viele Öffnungsklauseln vereinbart worden.
Da die Gewerkschaften der Öffnung der Tarifverträge für Be-
triebsvereinbarungen aber nach wie vor defensiv gegen-
überstehen, unterliegen die meisten Öffnungsklauseln einem
Zustimmungsvorbehalt der Tarifparteien und bleiben auf be-
triebliche Notsituationen beschränkt. 

Durch den Zustimmungsvorbehalt muss eine Geschäfts-
führung, die eine Öffnungsklausel nutzen will, die Gewerk-
schaft, die oftmals nur eine Minderheit der Belegschaft ver-
tritt, ausführlich über die Geschäftslage informieren. Dies
hält manche Unternehmensleitung davon ab, eine Öff-
nungsklausel in Anspruch zu nehmen. Lieber entzieht sie
Teile des Unternehmens dem Einfluss der Gewerkschaften
durch Outsourcing, verlagert Teile der Produktion ins
kostengünstigere Ausland oder – das gilt vor allem für klei-
ne und mittlere Betriebe – tritt gar ganz aus dem Arbeitge-
berverband aus. 

Die Beschränkung vieler Öffnungsklauseln auf betriebliche
Notsituationen schränkt die Flexibilität der Unternehmen ein.
Anstatt den Unternehmen im Krisenfall Luft zu verschaffen,
sollten Öffnungsklauseln auch zur Sicherung der Wettbe-
werbsfähigkeit genutzt werden können. Diese Idee ist in ei-
nigen Branchen (wie z.B. in der Chemischen Industrie) auch
aufgegriffen worden. 

Öffnungsklauseln sind notwendig, um der Branchenheter-
ogenität besser Rechnung zu tragen. Außerdem führen un-
konditionierte Öffnungsklauseln zu mehr Wettbewerb, da die
Betriebsparteien mehr Kompetenzen erlangen. Wollen die
Verbandstarifparteien ihren Einfluss wahren, müssen sie ih-
re Tarifpolitik stärker auf die Bedürfnisse der weniger pro-
duktiven Grenzbetriebe zuschneiden. Denn in dem Maße,
wie Tarifnormen durch Lohnzurückhaltung wieder zu Min-
deststandards im ökonomischen Sinne mutieren, nähme
auch die Zahl der Betriebe ab, die auf Öffnungsklauseln an-
gewiesen sind. Gleichzeitig würden wieder mehr Unterneh-
men in die Lage versetzt, übertariflich zu entlohnen. Der Lohn
könnte seine allokative Funktion besser wahrnehmen.
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Eine immer stärkere Inanspruchnahme von Öffnungsklau-
seln ist auf Dauer aber kein Ersatz für eine beschäfti-
gungsfördernde Tariflohnpolitik. Im Gegenteil: Berücksich-
tigt eine Gewerkschaft ex ante, dass der Tariflohn bei un-
günstiger Entwicklung in einem Betrieb nicht mehr wirksam
ist, nimmt sie in den Flächentarifverhandlungen möglicher-
weise weniger Rücksicht auf ertragsschwache Betriebe und
schöpft stattdessen ein Maximum des Verteilungsspielraums
ertragsstarker Unternehmen ab (Fitzenberger und Franz
1999, 227). 

Aufgabe des Gesetzgebers

Das derzeit bestehende Tarifvertragssystem bietet zu wenig
Anreize, volkswirtschaftlich sinnvolle Tarifverträge abzu-
schließen. Daher besteht ein ordnungspolitisches Vakuum,
das der Gesetzgeber beseitigen muss (Knappe und Funk
1997, 278; Wissenschaftlicher Beirat 2003, 22). Das erste
Instrument hierzu ist, den Wettbewerb durch Außenseiter-
konkurrenz zu stärken. Je größer die Außenseiterkonkur-
renz durch tarifungebundene Betriebe, desto wirksamer wer-
den die Tarifparteien kontrolliert. Der Gesetzgeber sollte die-
sen Wettbewerb nicht durch Allgemeinverbindlicherklärun-
gen oder Tariftreuegesetze einschränken.

Zweitens ist die Individualautonomie durch eine Präzi-
sierung des tariflichen Günstigkeitsprinzips zu stärken. Die
Sicherheit des Arbeitsplatzes ist im Günstigkeitsvergleich
gegen einen Lohnverzicht aufzurechnen, wenn ein Be-
schäftigter dies wünscht. Drittens würde eine Verkürzung
der Nachwirkung von Tarifverträgen das Drohpotential der
Arbeitgeber in Tarifverhandlungen erhöhen und die Ge-
werkschaften zu mehr Lohnzurückhaltung bewegen (Knap-
pe und Funk 1997, 279). Und viertens sollte der Betriebsrat
(oder ein Bevollmächtigter) ermächtigt werden, auch oh-
ne Zustimmung der Tarifparteien mit der Unternehmens-
leitung ein betriebliches Bündnis für Arbeit vereinbaren zu
dürfen. Dabei wäre den Tarifvertragsparteien zum Schut-
ze der Tarifautonomie ein Widerspruchsrecht einzuräumen.
Ein solches Initiativrecht des Betriebsrats würde die Ver-
fahrensbeweglichkeit und den Druck auf die Gewerk-
schaften erhöhen, einem Bündnis zuzustimmen. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat einen Entwurf vorge-
legt, wie sich eine solche Regelung rechtlich umsetzen
ließe (Bundestags-Drucksache 15/1182, 6). 

Die bisweilen geforderte Stärkung der Betriebsautonomie
durch die Beseitigung der Tarifsperre (z.B. Sinn 2002, 25)
stößt auf verfassungsrechtliche Bedenken. Aus ökonomi-
scher Sicht sprechen insbesondere die ausgedehnten Mit-
bestimmungsrechte gegen eine Regelung der Arbeitsbe-
dingungen durch Betriebsräte und Unternehmensleitungen. 
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Die falsch gestellte Frage

Die Fragestellung entspringt verkürztem Denken. Betriebs-
vereinbarungen und Tarifverträge sind korporatistisch defi-
nierte Kollektivsysteme. Ihr Verhältnis zueinander ist aus
der Perspektive einer ggf. wünschenswerten größeren Fle-
xibilität von Lohn- und Arbeitsbedingungen auf der betrieb-
lichen Ebene ins Gerede gekommen. Im Kern bleibt dies
eine wenig attraktive Wahl zwischen Pest und Cholera. Der
Dritte im Bunde wird verbreitet übersehen, der Individual-
vertrag, der Arbeitsvertrag zwischen einem einzelnen Ar-
beitgeber und einem einzelnen Arbeitnehmer. Außerhalb der
Arbeitswelt wird unsere gesamte Rechts- und Wirtschafts-
ordnung von der Privatautonomie geprägt, der Abschluss-
freiheit und der Inhaltsfreiheit bei Verträgen. Dies ist nichts
weiter als die Überführung individueller Handlungsfreiheit,
auch und vor allem wirtschaftlicher Handlungsfreiheit, in ein
Rechtsprinzip. Individuelle Handlungsfreiheit gilt als oberster
Wert, der seine Legitimation in sich trägt und nicht utilita-
ristisch zu rechtfertigen ist, etwa aus den Wirkungen auf ei-
ne gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt. Man würde Frei-
heitspositionen aufheben, wenn man sie inhaltlich im Hin-
blick auf konkrete Ergebnisse vorwegdefinieren wollte. Wor-
um es heute gehen sollte, ist der Versuch, auch im Arbeits-
recht dem Individualvertrag ein breiteres Anwendungsfeld
zu verschaffen (Möschel 2002).

Betriebsvereinbarungen

Betriebsvereinbarungen sind bindende Absprachen zwi-
schen einem Betriebsrat und einem Arbeitgeber.

Zwangskorporation

Ähnlich einem Gesetz gelten sie innerhalb des Betriebes
»unmittelbar und zwingend« (§ 77 Absatz 4 Betriebsver-
fassungsgesetz). Das heißt, der individuelle Arbeitsvertrag
kann ohne weiteres Zutun eines Arbeitnehmers in seinem
Inhalt verändert werden. Auf sein Einverständnis kommt
es nicht an. Dies ist eine bereits extreme Form von Zwangs-
korporatismus, durchaus übler als im Falle des Tarifsys-
tems. Von den Rechtswirkungen eines Tarifvertrages wer-
den Arbeitnehmer nur erfasst, wenn sie Mitglied der ver-
tragsschließenden Gewerkschaft sind. Die Mitgliedschaft
ihrerseits beruht auf einem freiwilligen Beitrittsakt. Er legi-
timiert die betreffende Rechtswirkung. Die Arbeitnehmer
können sich dem für die Zukunft jederzeit durch einen Aus-
tritt aus der Gewerkschaft wieder entziehen. Die Auffas-
sung, im Falle von Betriebsvereinbarungen sei das nicht
anders, einem Arbeitnehmer stehe es ebenso frei, den
Arbeitsplatz zu wechseln, wie es ihm freistehe, die Ge-
werkschaftszugehörigkeit zu wählen, ist fehlsam. Das Ar-
gument von einem freien Wechsel des Arbeitsplatzes mag
angesichts von 4,3 Mill. registrierter Arbeitsloser in Deutsch-
land leicht zynisch wirken. Wichtiger ist, der einzelne Ar-
beitnehmer käme bei einem solchen Wechsel regelmäßig
vom Regen des alten Betriebsrats unter die Traufe des
neuen Betriebsrates. Ausschlaggebend ist: Die Unterstel-
lung, ein Arbeitnehmer, der einen Arbeitsvertrag mit ei-
nem Arbeitgeber schließt, legitimiere damit zugleich Ar-
beitgeber und Betriebsrat, inhaltlich unbestimmt diesen
Arbeitsvertrag wieder zu ändern, stellt eine schlichte Fik-
tion dar. Die Regelungsmacht des Verbundes aus Arbeit-
geber und Betriebsrat beruht vielmehr auf einer staatlichen
Ermächtigung, die im Betriebsverfassungsgesetz enthal-
ten ist. Es bleibt eine freiheitsbeschränkende Bevormun-
dung (Picker 2000).

Abgeschwächte praktische Bedeutung

Die praktische Bedeutung dieser Bevormundung ist nur in-
sofern nachhaltig abgeschwächt, als die in Betriebsver-
einbarungen regelbaren Materien nach gegenwärtiger Ge-
setzeslage recht begrenzt sind. Nicht hierher gehören na-
mentlich gemäß § 77 Absatz 3 Betriebsverfassungsgesetz
Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die
durch Tarifvertrag geregelt sind oder üblicherweise gere-
gelt werden. Schon die Tarifüblichkeit einer Regelung
schließt das Instrument der Betriebsvereinbarung von vorn-
herein aus. Dies gilt freilich dann nicht, wenn ein Tarifver-
trag den Abschluss ergänzender Betriebsvereinbarungen
ausdrücklich zulässt. Tarifvertragliche Öffnungsklauseln sol-
cher Art erlauben indes nicht die Substitution eines Tarif-
vertrages durch eine Betriebsvereinbarung. Letztere darf
einen Tarifvertrag nur »ergänzen«. Kernelemente eines Ta-
rifvertrages stehen danach nicht zur Disposition von Be-
triebsrat/Arbeitgeber. 
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Reformbemühungen

Es gibt sich als liberal bezeichnende Reformbemühungen,
die Beschränkung des § 77 Absatz 3 Betriebsverfassungs-
gesetz einzuschränken bzw. das Anwendungsfeld von Be-
triebsvereinbarungen entsprechend zu erweitern. Am wei-
testen reicht der Vorschlag, § 77 Absatz 3 Betriebsverfas-
sungsgesetz zu streichen. Weniger weit zielt die Idee, die
Beschränkung jedenfalls für die Variante bloßer Tarifüblich-
keit einer Regelung aufzuheben. Man muss sich darüber
im Klaren sein: Solche Vorschläge haben mit individueller
Handlungsfreiheit nichts zu tun. Sie treiben das Regelungs-
modell Zwangskorporation noch weiter voran. Solchen »Ver-
zweiflungslösungen«, wie man aus liberaler Sicht sagen
könnte, sollte man erst dann nähertreten, falls es keine frei-
heitlicheren Optionen gibt. Solche gibt es indes mit dem in-
dividuellen Arbeitsvertrag, ggf. gekoppelt mit sog. Rege-
lungsabreden zwischen Betriebsrat und Arbeitgeber (Aus-
arbeitung von Musterverträgen) durchaus.

Zweifel an Verfassungsmäßigkeit

Schon jetzt bestehen ernsthafte Zweifel, ob die Ermächti-
gung in § 77 Absatz 3 Satz 2 Betriebsverfassungsgesetz
zum Abschluss von Betriebsvereinbarungen mit Wirkung für
alle Betriebsangehörige in Ergänzung von Tarifverträgen, die
Wirkung nur für gewerkschaftsangehörige Arbeitnehmer ha-
ben, nicht gegen das Grundrecht der negativen Koalitions-
freiheit aus Art. 9 Absatz 1 Grundgesetz verstößt. Danach
hat der Einzelne das Recht, einem Verband nach freiem
Belieben fern zu bleiben. Bei Realisierung der genannten Re-
formvorschläge wird aus Zweifel tendenziell Gewissheit von
ihrer Verfassungswidrigkeit, wohlgemerkt nicht mit Rück-
sicht auf eine Kollektivposition (Tarifautonomie), sondern mit
Rücksicht auf eine Rechtsposition des verfassungsrechtlich
geschützten Individuums.

Tarifsystem

Die Strukturen

Innerhalb der drei möglichen Regelungsoptionen für Ar-
beitsverhältnisse, nämlich Markt bzw. Wettbewerb, Hierar-
chie bzw. Staat und collective bargaining hat sich der deut-
sche Verfassungsgesetzgeber für die letztere entschieden.
Artikel 9 Absatz 3 Grundgesetz gewährleistet die sog. Ta-
rifautonomie der Tarifvertragsparteien (Arbeitgeberverband
bzw. beim Haustarifvertrag der einzelne Arbeitgeber, Ge-
werkschaften). Staatliche Eingriffe, welche die Tarifautono-
mie tangieren, sind dadurch nicht völlig ausgeschlossen. Sie
müssen nur einem anderen wichtigen Gemeinschaftsgut die-
nen, der Gesetzgeber hat sich dabei am Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit zu orientieren. Je stärker ein solcher Ein-
griff den Kernbereich der Tarifautonomie bzw. in moderne-

rer Terminologie »koalitionsspezifische Tätigkeiten« betrifft,
desto geringer werden seine Handlungsmöglichkeiten (Kis-
sel 2002). Die hier bestehenden Rechtsunsicherheiten sind
beachtlich.

Ganz dominant ist in Deutschland der sog. Flächentarifver-
trag, nicht der Haustarifvertrag. Dahinter stehen im We-
sentlichen drei Gründe:

• Beim Flächentarifvertrag finden die Tarifauseinanderset-
zungen auf Verbandsebene statt. Der einzelne Betrieb
bleibt, falls es nicht zu Arbeitskampfmaßnahmen kommt,
davon unberührt.

• Der Flächentarifvertrag wirkt wie ein Mindestlohnkartell.
Ein Wettbewerb mit dem Aktionsparameter »niedrigere
Löhne« bleibt insoweit ausgeschlossen. Daran haben
nicht nur Gewerkschaften, sondern vor allem die Arbeit-
geber ein Interesse.

• Ein Haustarifvertrag erlaubt größere Flexibilität und pass-
genauere Lösungen als ein Flächentarifvertrag. Sollte in-
des eine Gewerkschaft in einem solchen Betrieb über
eine solide Machtposition verfügen, so ist der Betriebs-
inhaber bzw. Arbeitgeber bei Arbeitskampfmaßnahmen
regelmäßig hoffnungslos unterlegen. Er könnte z.B. iso-
liert bestreikt werden, während seine Konkurrenten da-
von nicht berührt werden mit allen Chancen, entschei-
dende Vorsprünge im Wettbewerb zu erzielen. Ver-
bandssolidarität zu seinen Gunsten kann ein solcher Ar-
beitgeber nicht erwarten.

Zur Kritik

Ein Verbandstarifvertrag stellt eine Rasenmäherlösung dar.
Er lässt den einzelnen Betrieben und ihren Mitarbeitern kei-
nen hinreichenden Spielraum für Flexibilität und Differenzie-
rung. Der Bedarf danach hat angesichts des beschleunig-
ten Strukturwandels, den wir in vielen Bereichen beobach-
ten, dramatisch zugenommen. Die damit verbundenen Her-
ausforderungen unterscheiden sich freilich von Betrieb zu
Betrieb, von Branche zu Branche und von Region zu Re-
gion. Drei weitere, eher schlichte Einsichten treten hinzu:

• Das gegenwärtige institutionelle Arrangement des Flä-
chentarifvertrages zwingt die Tarifvertragsparteien, sich
an der Binnenperspektive Arbeitgeber – beschäftigte (und
durch eine Gewerkschaft vertretene) Arbeitnehmer zu
orientieren. Ein vergleichbarer Zwang, auch Drittwirkun-
gen des Arrangements, namentlich die Wirkungen auf
Arbeitslose, zu berücksichtigen, existiert nicht. Man darf
sich dabei keine Millimeterunschärfen im Grundsätzlichen
leisten. In den Worten Olaf Sieverts: »Zu behaupten, dass
die Arbeitslosigkeit in Deutschland deshalb so hoch ist,
weil die Gewerkschaften Arbeit zu teuer und fast alle Ar-
beitsbedingungen inflexibel gemacht hätten, ist anma-
ßend, weil – im strengen Sinne – nicht zu beweisen. Nicht
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anmaßend und ausreichend wahrscheinlich ist hinge-
gen die Behauptung, dass es mehr Beschäftigung ge-
ben wird, wenn die Gewerkschaften mehr Spielraum ge-
ben für niedrigere Arbeitskosten und flexiblere Arbeits-
bedingungen« (Sievert 2003, 46).

• Die frühere Erwartung, Arbeitgeber leisteten gegen be-
schäftigungsfeindliche Tarifabschlüsse hinreichend Wider-
stand und auf diese Weise führe die List des Systems
zur Berücksichtigung von Gemeinwohlbelangen, ist in
den heutigen Verhältnissen nicht mehr fundiert. In Zeiten,
in denen selbst mittelständische Unternehmen Produk-
tion eher mühelos ins Ausland verlagern können, geben
Arbeitgeber bei Tarifabschlüssen im Inland nach und wei-
chen ins Ausland aus. Der benannte Widerstand wird nur
noch im Hinblick auf die Rentabilität von Altinvestitionen
im Inland ausgeübt (Wiss. Beirat 2004).

• Das Kartellargument, welches von Gewerkschaften und
Arbeitgebern im Grundsatz einverständlich hochgehal-
ten wird, hat spätestens heute seine Überzeugungskraft
verloren. Die meisten Betriebe in Deutschland stehen nicht
nur im Wettbewerb mit anderen Betrieben in Deutsch-
land, die ein gleiches oder ein gleichartiges Produkt her-
stellen. Sie stehen auch, manchmal sogar ausschließ-
lich im Wettbewerb mit anderen Herstellern im Ausland,
für welche ganz andere Tarifbedingungen gelten. Die
Durchsetzung eines Kartellzwanges in Deutschland ist
unter solchen Bedingungen ökonomisch sinnwidrig.

Reformvorschläge

Frontalangriff

Man kann die These formulieren, das gegenwärtige Sys-
tem der Tarifautonomie arbeite angesichts einer Zahl von 4,2
Mill. registrierten Arbeitslosen vom Ergebnis her gesehen of-
fenbar pervers. Die alte Rechtfertigung für dieses System,
eine vermeintliche strukturelle Unterlegenheit der Arbeit-
nehmerseite gegenüber den Arbeitgebern, welche eine Bün-
delung der Kräfte via Gewerkschaftskartell erforderlich ma-
che, ist in den heutigen Verhältnissen viel zu undifferenziert.
In weiten Bereichen des Arbeitslebens funktioniert Wettbe-
werb. Zu verweisen ist auf den gesamten Bereich der außer-
tariflich bezahlten Arbeitnehmer und auf die große Mehr-
zahl der Arbeitnehmer, welche übertariflich bezahlt werden,
abzulesen an Lohnspannen und an der Lohndrift. Hier be-
steht allenfalls ein Ungleichgewicht zu Lasten der Arbeitge-
berseite. Man erkennt das z.B. daran, dass ihre Fähigkeit
und ihre Bereitschaft, Arbeitskampfmaßnahmen hinzuneh-
men, dramatisch abgenommen hat. Machtbalance ist eher
ein Problem individueller Arbeitsvertragsbeziehungen, na-
mentlich bei den geringer Qualifizierten. Der Einzelne muss
vor Willkür und Opportunismus eines Arbeitgebers geschützt
werden. Dies leistet am ehesten ein striktes Diskriminie-
rungsverbot. Die Tarifautonomie hilft in diesem entschei-
denden Punkt herzlich wenig (Möschel 1996).

Ein solcher Frontalangriff scheitert aus politökonomischen
Gründen. Er würde eine Beseitigung der nach Artikel 9 Ab-
satz 3 Grundgesetz verfassungsrechtlich gewährleisteten Ta-
rifautonomie voraussetzen. Dies bedingt eine Zweidrittel-
mehrheit von Bundestag und Bundesrat. Nichts ist in dieser
Richtung erkennbar. Selbst wenn, ergäben sich Grenzen aus
völkerrechtlichen Verträgen, z.B. aus den Artikeln 137 ff. EG-
Vertrag. Sie gehen von der Existenz von Gewerkschaften in
den Mitgliedsländern aus. Art. II – 12 der Grundrechtschar-
ta der EU, die nach den Vorstellungen des EU-Verfassungs-
konvents Bestandteil einer Europäischen »Verfassung« wer-
den soll, gewährleistet das Recht eines jeden Menschen, »zum
Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu gründen und
Gewerkschaften beizutreten.« (Die Reichweite dieser Norm
ist unklar, da diese Grundrechtscharta gemäß Art. II – 51 Kon-
ventsentwurf nur anwendbar ist auf das Handeln von Ge-
meinschaftsorganen und auf die Mitgliedstaaten, soweit die-
se das Recht der Union durchführen.) Eine Hoffnung, die
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts werde Ar-
tikel 9 Absatz 3 Grundgesetz allmählich obsolet werden las-
sen, ist ohne jedes Fundament. Wenn der Gesetzgeber in
dieser Richtung nichts unternimmt, ist nicht davon auszuge-
hen, das oberste Gericht werde an seiner Stelle die »Kasta-
nien aus dem Feuer holen«. Erfolgversprechender ist es, ein-
zelne Negativwirkungen der Tarifautonomie zu begrenzen.

Gesetzliche Öffnungsklauseln in Abstufung

Gesetzliche Öffnungsklauseln sind ein Weg dazu (Möschel
2003). Sollten sie inhaltlich völlig unbestimmt sein, dürften sie
nach dem gegenwärtigen Stand der Rechtsprechung ziemlich
eindeutig verfassungswidrig sein. Solche Öffnungsklauseln ma-
chen die Gültigkeit eines Tarifsystems davon abhängig, dass
Dritte, eine Unternehmensleitung und ein Betriebsrat, davon
nicht abweichen. Die Tarifvertragsparteien verlieren damit die
alleinige Herrschaft über das wichtigste Instrument, welches
die Tarifautonomie für sie vorhält. Die Einführung bestimmter
Zustimmungsquoren auf Betriebsebene ändert daran nichts.
Unverändert werden Tarifverträge unter Abweichungsvorbe-
halt von Dritten gestellt, die nicht identisch sind mit denjeni-
gen, welche den Tarifvertrag geschlossen haben.

Inhaltlich konditionierte Öffnungsklauseln, z.B. eine Bezug-
nahme auf die Wettbewerbsfähigkeit eines Betriebes oder
auf ein Vermeiden von betriebsbedingten Entlassungen, sind
ein Weg, der geringere Verfassungsrisiken birgt. Ich halte ihn
für gangbar. Doch bleibt der Anwendungsbereich konditio-
nierter gesetzlicher Öffnungsklauseln nach Maßgabe die-
ser Konditionierung vergleichsweise beschränkt.

Rekurs auf den individuellen Arbeitsvertrag in
Verbindung mit dem Günstigkeitsprinzip

Am erfolgversprechendsten wäre es, auf den individuellen
Arbeitsvertrag in Verbindung mit dem sog. Günstigkeits-
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prinzip zu setzen. Schon nach geltendem Recht sind Ab-
weichungen von tarifvertraglichen Regelungen in einem Ar-
beitsvertrag zulässig, wenn sie eine Änderung zugunsten
des Arbeitnehmers enthalten (§ 4 Absatz 3 Tarifvertragsge-
setz). Vom Schutzgedanken der Tarifautonomie her ist dies
eher selbstverständlich. Andernfalls wirkte sie kontrapro-
duktiv. Allerdings sollte das in der Rechtsprechung prakti-
zierte zu enge Verständnis des Günstigkeitsprinzips (objek-
tiver Sachgruppenvergleich, um nicht »Äpfel mit Birnen« ver-
gleichen zu müssen) vom Gesetzgeber korrigiert werden.
Die gegenwärtige Regelung ist abänderbar. Sie wird auch
nach Auffassung des Bundesarbeitsgerichts nicht von der
Verfassung gefordert.

Das hier in Großbetrieben auftauchende Massenproblem
lässt sich in der Technik sog. Regelungsabreden zwischen
Unternehmensleitung und Betriebsrat lösen. Dies sind vor-
bereitende Musterverträge. Anders als bei Betriebsverein-
barungen im technischen Sinne bleibt entscheidend die
Zustimmung des einzelnen Arbeitnehmers zu dieser Ände-
rung seines Arbeitsvertrages. Er kann sie auch verweigern.
Verfassungsbedenken, wie sie bei Betriebsvereinbarungen
unter dem Aspekt der negativen Koalitionsfreiheit bestehen,
entfallen schon im Ansatz.

Allerdings hat das Bundesarbeitsgericht in Regelungsabre-
den eine Umgehung des Tarifvertrages gesehen, falls eine
beidseitige Tarifbindung besteht (für den Arbeitgeber und für
Arbeitnehmer, soweit sie Gewerkschaftsangehörige sind).
Hierin läge ein Verstoß gegen Artikel 9 Absatz 3 Grundge-
setz. Gewerkschaften können ihn klageweise geltend ma-
chen. Diese Rechtsprechung müsste sich ändern. Da es
sich nicht um Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts handelt, welche Bindungswirkung gegenüber dem
einfachen Gesetzgeber entfalten, wird man die Änderungs-
chance für nicht gering halten. Ein Hinweis des Gesetzge-
bers in seiner Begründung zur Ausweitung des Günstig-
keitsprinzips nach § 4 Absatz 3 Tarifvertragsgesetz könnte
bereits ausreichen.

Zusammenfassung

Die reformatorische Zukunft sollte nicht der Betriebsverein-
barung oder dem Tarifsystem gelten. Vielmehr sollte der in-
dividuelle Arbeitsvertrag funktionsfähig gemacht werden.
Der Gesetzgeber ist aufgerufen, das in der Rechtsprechung
praktizierte zu enge Verständnis des Günstigkeitsprinzips
des § 4 Absatz 3 Tarifvertragsgesetz zu korrigieren. Eine Än-
derungschance besteht auch bezüglich der Auffassung des
Bundesarbeitsgerichts, wonach Regelungsabreden als un-
zulässige Umgehung eines Tarifvertrages nichtig sein kön-
nen. Anders als das Bundesverfassungsgericht befindet das
Bundesarbeitsgericht nämlich nicht definitiv über eine Aus-
legung des Grundgesetzes.
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Systemimmanente Reformen statt 
Systemwechsel

Das deutsche Lohnfindungssystem, das wegen gewisser
Erfolge in der Vergangenheit fast schon als »heilige Kuh« be-
trachtet wurde, wird in den letzten Jahren immer kritischer
hinterfragt. Verstärkt wurde die Diskussion durch den schär-
feren globalen Wettbewerb sowie die hohe und lang anhal-
tende Arbeitslosigkeit, die zwar nicht allein von den Tarif-
parteien verursacht wurde, aber ohne eine beschäftigungs-
fördernde Tarifpolitik kaum abzubauen sein dürfte. Allerdings
regen sich zunehmend Zweifel, ob eine solche moderate,
differenzierte und flexible Tarifpolitik im bestehenden System
überhaupt noch möglich ist. Die dominierenden Flächenta-
rifverträge gelten als zu teuer, zu undifferenziert, zu inflexi-
bel und als überreguliert. Damit stellt sich die Frage, ob zur
Verbesserung der Leistungsfähigkeit des deutschen Tarif-
systems ein völliger Systemwechsel erforderlich ist oder ob
hierfür auch systemimmanente Reformen in Frage kommen.

Institutionelle Rahmenbedingungen

Im Rahmen der deutschen Rechtsordnung können Verein-
barungen über Löhne und sonstige Arbeitsbedingungen ent-
weder einzelvertraglich in einem Arbeitsvertrag zwischen Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber oder kollektivvertraglich ge-
troffen werden. Hier schließen – auf Basis der grundgesetzlich
gewährten Tarifautonomie – meist Gewerkschaften als Ver-
treter der Arbeitnehmer mit einzelnen Unternehmen Fir-
mentarifverträge oder überbetrieblich mit Arbeitgeberver-
bänden so genannte Verbands- bzw. Flächentarifverträge.
Die ausgehandelten Tarifnormen stellen Mindestarbeitsbe-
dingungen dar. Gemäß dem Günstigkeitsprinzip kann von
ihnen zwar zugunsten der Arbeitnehmer abgewichen wer-

den, sie dürfen von tarifgebundenen Unternehmen jedoch
nicht unterschritten werden. Daneben sind auch kollektive
Betriebsvereinbarungen zwischen Geschäftsleitung und Be-
triebsrat eines Betriebs möglich. Sie dürfen allerdings –
wegen einer Sperrklausel in § 77 Abs. 3 Betriebsverfas-
sungsgesetz – nicht Arbeitsentgelte und Arbeitsbedingun-
gen betreffen, die üblicherweise durch Tarifvertrag geregelt
werden.

Unter den verschiedenen Regelungsmöglichkeiten domi-
niert in Deutschland der branchenweite Flächentarifvertrag.
Repräsentative Daten des IAB-Betriebspanels zeigen, dass
im Jahr 2002 hochgerechnet rund 44% der westdeutschen
und 20% der ostdeutschen Betriebe einem Flächentarif-
vertrag unterlagen. In diesen Betrieben waren 63% der west-
deutschen bzw. 43% der ostdeutschen Arbeitnehmer be-
schäftigt. Firmentarifverträge galten für gut 2% der Betrie-
be in den alten und 4% der Betriebe in den neuen Bundes-
ländern, in denen 7 bzw. 10% der Beschäftigten tätig wa-
ren. Der Rest, also über die Hälfte der westdeutschen und
drei Viertel der ostdeutschen Betriebe, war nicht tarifge-
bunden, auch wenn viele dieser Betriebe sich in ihren Ein-
zelarbeitsverträgen an Flächentarifverträgen orientieren. Wie
in anderen Ländern ist auch in Deutschland eine gewisse
Dezentralisierung der Lohnfindung zu verzeichnen: Die Zahl
der Unternehmen mit Firmentarifverträgen hat sich seit 1990
fast verdreifacht und, der Geltungsbereich von Flächenta-
rifverträgen ist rückläufig. Insbesondere kleinere und jünge-
re Betriebe zeigen geringe Neigung, sich tariflich zu binden
(Kohaut und Schnabel 2003).

Vor- und Nachteile verschiedener Regelungsebenen

Die Tatsache, dass bei der Festlegung von Löhnen und Ar-
beitsbedingungen sowohl die betriebliche als auch die über-
betriebliche Ebene, aber keine der beiden ausschließlich ge-
nutzt wird, deutet darauf hin, dass beide Formen spezifische
Stärken und Schwächen haben. Welche dies sind, wie
schwer sie wiegen und welche Auswirkungen die Wahl ei-
ner bestimmten Tarifverhandlungsebene haben kann, ist seit
längerem Gegenstand ökonomischer, soziologischer und
politologischer Forschung (Überblicke bei OECD 1997;
Traxler et al. 2001; Kohaut und Schnabel 2003).

Bei der Abwägung der Vor- und Nachteile verschiedener Re-
gelungsebenen ist aus Sicht der Betriebe vor allem die trans-
aktionskostensenkende Funktion von Tarifverträgen be-
deutsam. Verglichen mit Einzelarbeitsverträgen können Ta-
rifverträge durch die Bündelung von Verhandlungen sowie
die Standardisierung von Entgelten, Arbeitsbedingungen
und Qualifikationen den Verhandlungsaufwand für alle Be-
teiligten verringern. Dieser Vorteil fällt umso größer aus, je
zentraler verhandelt wird und je größer damit der Geltungs-
bereich der Tarifverträge ist. Zudem verringert die Verlage-
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rung von Arbeitskonflikten auf eine höhere Ebene die Ge-
fahr, dass das Betriebsklima durch Tarifauseinandersetzun-
gen beeinträchtigt wird. Allerdings geht mit jeder Zentrali-
sierung zwangsläufig ein Verzicht auf dezentral vorhandene
Informationen, Kenntnisse und Reaktionsmöglichkeiten ein-
her. Je zentraler verhandelt wird, desto weniger können die
wirtschaftliche Situation und die spezifischen Bedürfnisse
einzelner Betriebe berücksichtigt werden und desto mehr
Gestaltungsspielraum für betriebliche Lösungen sollten Flä-
chentarifverträge lassen.

Die Lohnfindung auf betrieblicher Ebene durch Firmentarif-
oder Einzelarbeitsverträge erlaubt dagegen theoretisch eine
genaue und flexible Orientierung an der wirtschaftlichen La-
ge und Leistungsfähigkeit sowie an spezifischen Problemen
der Unternehmen. Da auch regionale und Arbeitsmarktfak-
toren berücksichtigt werden können, sollte sich eigentlich ei-
ne differenzierte Lohnstruktur und damit eine optimale Nut-
zung der Beschäftigungsmöglichkeiten ergeben. Zudem sind
Produktivitätssteigerungen möglich, wenn die Mitarbeiter ent-
sprechende Maßnahmen (wie Einführung neuer Technolo-
gien) unterstützen, weil sie von deren Ergebnissen bei be-
trieblichen Verhandlungen direkt profitieren können.

Allerdings fallen dezentrale Lohnabschlüsse nur dann diffe-
renzierter aus, wenn die Beschäftigten ihre Forderungen al-
lein an der Situation ihres Betriebes und nicht an »Pilotab-
schlüssen« oder Verdiensten in anderen Betrieben ausrich-
ten. Ansonsten kann es zu einem gegenseitigen Aufschau-
keln der Lohnforderungen kommen. Haben zudem über-
betrieblich organisierte Gewerkschaften oder die Mitarbei-
ter (als »Insider«) gegenüber einzelnen Unternehmen eine
gewisse Lohnsetzungsmacht, so sind höhere Lohnab-
schlüsse – vermutlich auf Kosten arbeitsloser »Outsider« –
wahrscheinlich. Insgesamt kann es damit schwieriger als bei
überbetrieblichen Verhandlungen werden, die gesamtwirt-
schaftliche Lohn- und Preisentwicklung im Griff zu behalten.

Sowohl zentrale, überbetriebliche als auch dezentrale, be-
triebliche Regelungen der Löhne und Arbeitsbedingungen
weisen also verschiedene Vor- und Nachteile auf, die je nach
Betrieb und Branche von unterschiedlicher Bedeutung sein
mögen. Bei der Wahl der optimalen Ebene gibt es einen
gewissen »Trade off«, und allgemein gültige Lösungen für al-
le Betriebe und Branchen werden nur schwer zu finden sein.

Zudem können die erwähnten Vor- und Nachteile verschie-
dener Ebenen im Zeitablauf ein anderes Gewicht bekom-
men. So kommt es z.B. durch die Globalisierung der Wirt-
schaft sowie den technischen und strukturellen Wandel im-
mer mehr zu neuen Situationen und Verwerfungen, die ver-
schiedene Regionen, Branchen, Betriebe und Arbeitneh-
mergruppen ganz unterschiedlich betreffen und die diffe-
renzierte Lösungen erfordern. Im globalen Wettbewerb wird
eine hohe Anpassungsfähigkeit der Unternehmen immer

wichtiger. Die Produktionsstruktur entwickelt sich weg von
weitgehend standardisierten Massengütern hin zu differen-
zierteren Hochtechnologie-Produkten. Damit einher geht ei-
ne flexiblere Arbeitsorganisation mit größerer Selbstverant-
wortung und erweiterten Aufgabenbereichen der Mitarbei-
ter, wobei einer erfolgsorientierten, differenzierten Entloh-
nung größere Bedeutung zukommt. Die Präferenz der Unter-
nehmen für ein überbetriebliches System der Lohnfindung
nimmt ab, wenn dessen Beschränkungen bei der Berück-
sichtigung betrieblicher Spezifika und bei der flexiblen An-
passung der Löhne und Arbeitsbedingungen ein größeres
Gewicht bekommen. In dem Maße, in dem die Unterschie-
de zwischen den (Teil-)Branchen oder Betrieben zunehmen,
verliert der Transaktionskostenvorteil zentraler Vereinbarun-
gen zugunsten der Informations- und Reaktionsvorteile de-
zentraler Regelungen an Bedeutung.

Systemwechsel?

Vor diesem Hintergrund wird angesichts der offensichtlichen
tarif- und beschäftigungspolitischen Probleme in Deutsch-
land von vielen Seiten ein radikaler Systemwechsel gefor-
dert – weg von den bislang dominierenden, als zu starr emp-
fundenen Flächentarifverträgen und hin zu vermeintlich fle-
xibleren, differenzierteren Vereinbarungen auf Betriebsebe-
ne. Allerdings hat die obige Diskussion gezeigt, dass sowohl
überbetriebliche als auch betriebliche Regelungen der Löh-
ne und Arbeitsbedingungen verschiedene Vor- und Nach-
teile aufweisen. Auch internationale Vergleiche verschiede-
ner Lohnfindungssysteme und eine Reihe empirischer Ana-
lysen für die OECD-Länder fanden kaum eindeutige An-
zeichen dafür, dass die Ebene der Tarifverhandlungen ei-
nen dauerhaften signifikanten Einfluss auf die Lohn- und
Arbeitsmarktentwicklung ausübt (vgl. z.B. OECD 1997;
Traxler et al. 2001; Aidt und Tzannatos 2002).

Dies impliziert, dass es kein bestmögliches System der Lohn-
findung gibt, das problemlos auf alle Länder, Branchen und
Betriebe übertragen werden könnte und sollte. So hilfreich
Firmentarife für einzelne Betriebe mit speziellen Anforde-
rungen auch sein mögen – insgesamt deutet aus theoreti-
scher wie empirischer Sicht wenig darauf hin, dass eine
generelle Verlagerung der Tarifverhandlungen auf die Be-
triebsebene in Deutschland in jedem Fall von Vorteil sein
dürfte.

Reform des Lohnfindungssystems

Da weder überbetrieblichen kollektiven noch betrieblichen
oder individuellen Regelungen ein durchweg besseres Pro-
blemlösungspotential zugesprochen werden kann, sollten
Gesetzgeber und Rechtsprechung darauf achten, dass
alle diese Möglichkeiten auch für die Vereinbarung von Löh-
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nen und Arbeitsbedingungen zur Verfügung stehen. Die Wahl
zwischen Flächentarifvertrag, Firmentarifvertrag und ande-
ren Regelungen wie Betriebsvereinbarung und Einzelar-
beitsvertrag, die im deutschen Arbeitsrecht grundsätzlich
möglich ist (aber im Fall der Betriebsvereinbarung gleich wie-
der eingeschränkt wird), kann als eine Stärke unseres Sys-
tems der Arbeitsbeziehungen betrachtet werden. Sie sollte
noch ausgebaut werden, indem die verschiedenen Rege-
lungsmöglichkeiten gleichberechtigt nebeneinander gestellt
und keine rechtlich begünstigt werden. Die Tarifparteien mö-
gen sich dann überlegen, wie sie diese Wahl der Unterneh-
men durch eine geeignete Tarifpolitik beeinflussen können.

Die Flexibilität und Differenzierungsmöglichkeiten sowie die
Betriebsnähe der Tarifpolitik lassen sich vor allem durch die
folgenden Reformen des deutschen Lohnfindungssystems
verbessern:

• Öffnungsklauseln in jeden Tarifvertrag: Öffnungsklauseln,
mit denen gewisse Abweichungen vom (Flächen-)Tarif-
vertrag per Betriebsvereinbarung gestattet werden, er-
lauben den Betrieben eine sachgerechtere Lösung spe-
zieller Probleme vor Ort und sind in den letzten Jahren
zunehmend in Tarifverträge aufgenommen worden. Sie
können tarifgebundenen Betrieben die Möglichkeit ei-
nes legalen beschäftigungssichernden Notausstiegs so-
wie eines betrieblichen Bündnisses für Arbeit eröffnen
und damit Verstöße gegen Tarifbestimmungen vermei-
den. Wirksame Öffnungsklauseln sollten deshalb Vor-
aussetzung für die Gültigkeit eines jeden Tarifvertrags
sein. Wenn dies die Tarifparteien nicht autonom verein-
baren, ist der Gesetzgeber gefordert.

• Neuinterpretation des Günstigkeitsprinzips: Das Güns-
tigkeitsprinzip, dem zufolge Abweichungen vom Tarif-
vertrag gestattet sind, wenn sie zugunsten des Arbeit-
nehmers ausfallen, wird von Arbeitsrechtlern sehr eng
ausgelegt. Faktisch werden dadurch Beschäftigte daran
gehindert, ihre Arbeitsplätze durch Zugeständnisse bei
Löhnen oder Arbeitszeit zu sichern. Erforderlich ist eine
Lockerung bzw. ökonomisch sinnvolle Interpretation des
Günstigkeitsprinzips, die der Einschätzung der Betroffe-
nen größeres Gewicht gibt.

• Lockerung des Tarifvorrangs: Geschäftsleitung und Be-
triebsrat dürfen wegen der Sperrklausel in §77 Abs. 3 Be-
triebsverfassungsgesetz nicht über Löhne und sonstige
Arbeitsbedingungen verhandeln, die üblicherweise per
Tarifvertrag geregelt werden. Dieser Tarifvorrang sollte zu-
mindest nur auf tatsächlich existierende Tarifverträge be-
zogen werden. Darüber hinaus ist zu überlegen, ob Be-
triebsvereinbarungen mit nicht tarifgebundenen Arbeit-
gebern von §77 Abs. 3 freigestellt werden können. Dies
würde zwar einerseits die rechtliche Stellung von Tarif-
verträgen schwächen. Wenn die Tarifparteien dadurch je-
doch gezwungen würden, ihre Flächentarifverträge durch
Einbau betrieblicher Gestaltungsspielräume attraktiver zu

gestalten, könnten diese andererseits faktisch auch ge-
stärkt werden.

Bei diesen systemimmanenten Reformen sind sowohl die
Tarifparteien als auch Rechtsprechung und Gesetzgebung
gefordert. Selbst wenn dem Flächentarifvertrag im korpo-
ratistischen System Deutschlands eine wichtige Rolle zu-
kommt, besteht allerdings für die Wirtschaftspolitik kein
Grund, seinen Bestand durch besondere Eingriffe wie ver-
stärkte Allgemeinverbindlicherklärungen oder Tariftreuevor-
schriften zu sichern.

Die flexiblere Gestaltung des deutschen Lohnfindungssys-
tems ist ein wichtiger, jedoch nicht der einzige Ansatzpunkt
zur besseren Ausnutzung von Beschäftigungsmöglichkei-
ten. Unabdingbar sind darüber hinaus Änderungen in der
langjährig verfolgten Lohnpolitik. Diese war u.a. durch eine
überzogene Ausschöpfung des geringeren Verteilungs-
spielraums in einer unterbeschäftigten Volkswirtschaft und
durch die Orientierung an (oftmals überhöhten) Pilotab-
schlüssen bei Vernachlässigung regionaler und branchen-
spezifischer Faktoren gekennzeichnet. Erforderlich sind ei-
ne zurückhaltende Festlegung der tariflichen Mindestar-
beitsbedingungen, entsprechend größerer Spielraum für die
übertarifliche Entlohnung (oder eine gewinnabhängige Ent-
lohnung), differenziertere Abschlüsse, eine Spreizung der
Lohnstruktur und ein Ausbau leistungsabhängiger Lohn-
komponenten. Damit ließen sich die Differenzierungsmög-
lichkeiten, die Flexibilität sowie die Leistungsfähigkeit des
derzeitigen Lohnfindungssystems erhöhen und so Be-
schäftigung schaffen (vgl. Schnabel 2003).

In diesem Falle würde wohl ein größerer Teil der effektiven
Lohnfindung am Markt und vor Ort stattfinden, als manchen
Tarifparteien lieb sein mag, doch wären dann Änderungen der
gesetzlichen Rahmenbedingungen in geringerem Maße er-
forderlich. Die Tarifparteien haben es also in der Hand, durch
rasches eigenes Handeln dem Gesetzgeber zuvorzukommen
und endlich wieder der großen gesellschafts- und beschäfti-
gungspolitischen Verantwortung gerecht zu werden, die sich
aus der Gewährung der Tarifautonomie ergibt.
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Flächentarif hat Vorrang, aber Firmen
brauchen mehr Spielraum

Das System der Tarifautonomie, wie wir es heute kennen,
ist aus den Erfahrungen der Gründergeneration der Bundes-
republik Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg erwach-
sen: Der Wunsch, Wirtschaft und Politik, Wirtschaft und Staat
unabhängig voneinander zu machen und damit Freiheit durch
Teilung von Kompetenzen zu sichern, war dabei ebenso
allgegenwärtig wie das Bestreben, die Selbstgestaltung der
großen gesellschaftlichen Gruppierungen durch deren Ver-
bände oder Gewerkschaften zu gewährleisten.

Die Unterscheidung zwischen Betriebsparteien und Tarif-
parteien wurde zu einem ordnungspolitischen Prinzip erho-
ben. Die Tarifparteien sind demnach für die kollektive Re-
gelung der Arbeitsbeziehungen zuständig – vor allem für
die Lohnfindung. Die Betriebsparteien setzen diese Rege-
lungen in die Praxis um. Unternehmensleitung und Be-
triebsrat sollen dabei vertrauensvoll zusammenarbeiten und
dürfen keine Vereinbarungen über Themen treffen, die übli-
cherweise in Tarifverträgen geregelt werden (§77,3 BetrVG).
Sie verfügen konsequenterweise auch nicht über das Ins-
trumentarium des Arbeitskampfes.

Zwar beziehen Betriebsverfassungsgesetz und Mitbe-
stimmung die Belegschaftsvertreter in die relevanten be-
trieblichen Entscheidungsprozesse ein, aber vertei-
lungspolitische Konflikte sollen möglichst auf der Tarif-
ebene ausgetragen werden. Je tiefer eigene Erfahrung
und eigenes Nachdenken gehen, umso mehr wächst die
Anerkennung für die Weisheit dieser in unserem Grund-
gesetz angelegten Struktur. Und in der Tat hat dieses Mo-
dell auch jahrzehntelang gut funktioniert. Es war ein tra-
gender Pfeiler der Sozialen Marktwirtschaft, die uns zum

ersten Mal in unserer Geschichte Massenwohlstand be-
schert hat.

Nun ist die Tarifautonomie in jüngster Zeit aber zunehmend
ins Fadenkreuz der Kritik geraten. Das vormalige Erfolgs-
modell scheint an vielen Stellen löcherig zu werden. Es gilt
manchen als überholt und den heutigen Anforderungen nicht
mehr gewachsen. Die Wachstumsschwäche und die Struk-
turkrise unseres Landes haben die Kritik an der Tarifauto-
nomie noch verschärft. Von vielen Experten wird das deut-
sche Tarifmodell als ein zusätzliches Hemmnis auf dem Weg
zu mehr wirtschaftlicher Dynamik und damit zu mehr Be-
schäftigungschancen genannt.

Haben es die Tarifparteien versäumt, die Tarifautonomie an
ein völlig gewandeltes Umfeld ausreichend anzupassen?
Genau bei dieser Frage setzt die Kritik ein, der die Tarifpar-
teien schon seit mehreren Jahren ausgesetzt sind.

Daher ist es auch legitim, dass die Politik diese Kritik auf-
genommen hat. Die Politiker und die Parteien müssen es
sogar tun, denn es ist ihre Aufgabe, die für unsere wirt-
schaftlichen Probleme vermuteten Mitverursacher zu be-
nennen und nach Lösungen zu suchen. 

Wenn wir fragen, was sich in den letzten 10 bis 20 Jahren
in unserem wirtschaftlichen und sozialen Umfeld verändert
hat, dann steht an erster Stelle das immer rasanter gewor-
dene Aufsaugen unserer Wirtschaft in die europäische Wirt-
schaft und in die Weltwirtschaft. Dieser Prozess der Globa-
lisierung geht unvermindert weiter. 

Die Unternehmen haben sich stets im Wettbewerb be-
haupten müssen. Aber mit der heutigen Dimension hat der
Wettbewerb von vor 10 oder 20 Jahren nur noch den Be-
griff gemeinsam. Die Produkt- und Prozesslebenszyklen
werden immer kürzer. Ständige Innovationen, ständige An-
passung der betrieblichen Organisation sind überlebens-
wichtig.

Das betriebliche Umfeld verändert sich ständig, Firmenlei-
tung und Mitarbeiter müssen sich darauf einrichten. Jeder
Betrieb reagiert anders und muss seine eigene Lösung fin-
den. Früher waren die Strukturen homogener, sowohl in den
Betrieben als auch im Umfeld der jeweiligen Branche. Jetzt
brauchen die Firmen umso mehr Flexibilität und Differen-
zierung. Und dabei haben die deutschen Unternehmen nicht
mehr überall den Vorsprung an Kreativität, Technik und
Know-how, der ihre vergleichsweise hohen Kosten recht-
fertigen würde.

Die Spreizung der Firmen- und Branchenkonjunkturen wird
immer ausgeprägter. Deshalb wird auch die zentrale Lohn-
findung zunehmend problematischer. Durchschnittswerte
überfordern sehr viele Betriebe, unterfordern andere.
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Die Gewerkschaften allerdings tendieren seit vielen Jahren
dazu, sich immer stärker am oberen Rand des betrieblichen
Leistungsspektrums zu orientieren. Damit wächst tenden-
ziell die Überforderung der Betriebe, zumal sie zusätzlich
auch noch von den Regulierungen im Arbeits- und Sozial-
recht eingeschränkt werden.

Unsere Tarifverträge sind rechtlich gesehen Mindeststan-
dards. Jeder Betrieb kann gern nach oben abweichen.
Nach unten kann er das aber nur, wenn der Tarifvertrag das
ausdrücklich zulässt, wenn er Ergänzungstarife abschließt
oder ganz aus der Tarifbindung ausscheidet. Immer häu-
figer geraten Unternehmen deshalb in Phasen, in denen
sie sich unsere tariflichen Standards wirtschaftlich nicht
leisten können. 

Die meisten reagieren darauf mit den verfügbaren be-
triebswirtschaftlichen Instrumenten, nämlich mit dem Ab-
bau von Arbeitsplätzen, mit der Reduzierung oder der voll-
ständigen Aufgabe von Geschäftsfeldern. Die Mutigen su-
chen mit ihren Betriebsräten, ihren Belegschaften und
auch mit den Tarifparteien nach Lösungen, oder sie ver-
lassen die Tarifbindung und schließen einzelvertragliche
Vereinbarungen. Etliche müssen sich auch in einer recht-
lichen Grauzone bewegen, um die betriebliche Existenz
zu sichern.

Das ist geradezu der lebendige Beweis dafür, dass die in
den Branchentarifen enthaltenen Lösungen vielen Betrieben
nicht mehr gerecht werden. Deshalb ist es notwendig, mehr
konditionierte und modularisierte Gestaltungsoptionen für
die Betriebsparteien in die Branchentarife einzubauen. Da-
für bieten sich die Bereiche an, die meistens Gegenstand so
genannter betrieblicher Bündnisse sind: das Arbeitszeitvo-
lumen mit der zugeordneten Bezahlung sowie gegebenen-
falls die Sonderzahlungen.

Zwar gibt es in vielen Tarifverträgen Öffnungsklauseln und
Optionen für verschiedene Sachverhalte, aber meistens nur
mit ausdrücklicher Zustimmung der Tarifparteien. Dieser Weg
ist für die von den Firmen verlangte schnelle Reaktion auf
den weltweiten Märkten zu bürokratisch und zu schwerfäl-
lig. Um es konkret zu machen: Wenn ein Unternehmer oder
Geschäftsführer mit einem Kunden in China verhandelt und
ihm bei der Kalkulation seines Angebotes entgegenkommen
muss, dann kann er nicht einen Abstimmungsprozess mit
den Tarifparteien in Gang setzen, zumal wenn der Konkur-
rent schon im Vorzimmer wartet. 

Außerdem sind heute Tarifparteien und Betriebsparteien
vielfach vernetzt und müssen auch tarifpolitisch auf Au-
genhöhe miteinander operieren. Ein überbetontes hie-
rarchisches Verständnis bei der Aufgabenverteilung zwi-
schen Tarifparteien und Betriebsparteien passt nicht mehr
in die Zeit. 

Wie können also die notwendigen tarifrechtlichen Änderun-
gen aus meiner Sicht aussehen?

1. Der Branchentarif hat Vorrang. Er ist in einer immer ver-
netzteren Wirtschaft ein Instrument, das am besten für Be-
triebsfrieden sorgen kann. Er leistet außerdem einen ent-
scheidenden Beitrag dazu, dass bestimmte Normen, Ziel-
setzungen, Themen und Wertvorstellungen in unserem Land
zur verbindlichen Leitschnur bei der Gestaltung von Ar-
beitsbeziehungen werden.

2. Es soll bei der Unterscheidung zwischen Betriebspar-
tei und Tarifpartei bleiben. Wir wollen kein Einfalltor schaf-
fen für die Entstehung von Betriebsgewerkschaften oder
Arbeitnehmerzünften. Deshalb brauchen wir in dieser Fra-
ge keine Veränderung unseres Betriebsverfassungs-
gesetzes.

3. Die jeweils zuständigen Tarifparteien sollen aber in
ihren Branchentarifverträgen die konkreten betrieblichen
Gestaltungsspielräume erweitern, indem sie freiwillige Op-
tionen eröffnen, die innerhalb bestimmter Bandbreiten von
den Betriebsparteien ausgefüllt werden können. Dies mag
sich beispielsweise auf Bandbreiten beim Arbeitszeit-
volumen und der zugeordneten Bezahlung beziehen. Die
Eröffnung konkreter freiwilliger Optionen ist Teil der not-
wendigen Modernisierung der Branchen-Tarifverträge und
würde ihnen neue Attraktivität bei den Unternehmen ver-
schaffen.

4. Falls die Tarifparteien zur Weiterentwicklung solcher An-
gebote im Rahmen ihrer Branchentarifverträge nicht in der
Lage sind, muss in jedem Fall das Günstigkeitsprinzip im Ta-
rifrecht neu definiert und erweitert werden, damit tarifge-
bundene Unternehmen wenigstens die Chance zu einzel-
vertraglichen Lösungen erhalten und nicht wie bisher zum
Verlassen aus der Tarifbindung überhaupt oder an den Rand
der Legalität gezwungen werden.

Die Gewerkschaften äußern bei diesen Vorstellungen von
zusätzlichen betrieblichen Optionen die Sorge, es sei bei
den Arbeitsbedingungen ein Wettlauf nach unten zu be-
fürchten. Eine Niveauverschiebung bei den Tarifbedingun-
gen in einem Betrieb würde zugleich bei den anderen Fir-
men im Wettbewerb die Begehrlichkeit auf die gleichen
Marscherleichterungen wecken und dabei seien die Be-
triebsräte auch noch einem großen Erpressungspotential
der Firmenleitungen ausgesetzt.

Angesichts der betrieblichen Wirklichkeit ist das nur schwer
nachzuvollziehen. Die schwierigsten Fragen im Struktur-
wandel müssen heute von Betriebsräten nachvollzogen und
mitgestaltet werden. Wieso halten wir diese dann für er-
pressbar, wenn es um die Beurteilung einer im Tarifvertrag
angebotenen Option geht?
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Nach wie vor soll ja der Branchentarif gelten und die Optio-
nen darin sind ein freiwilliges Angebot, das die Betriebs-
parteien ausfüllen mögen oder nicht. Wenn eine der Be-
triebsparteien es nicht wünscht, dann gilt der Branchenta-
rif. Dieser Branchentarif, an den zum Beispiel in der Metall-
und Elektro-Industrie noch gut die Hälfte der Beschäftigten
gebunden ist, wird durch eine solche Lösung aufgewertet,
das Netzwerk zwischen Betrieben, Betriebsräten und Tarif-
parteien eher enger und freier von Misstrauen.

Auf der anderen Seite stehen aber auch viele Experten, Po-
litiker und Unternehmer, denen dieses Modell nicht weit ge-
nug geht. Sie halten es für richtig, nicht nur bei betrieblichen
Bündnissen, sondern generell neben Flächentarifen, Haus-
tarifen und einzelvertraglichen Lösungen zusätzlich die Op-
tion auf betriebliche Vereinbarungen zu legalisieren. Das heißt,
sie wollen die volle Gestaltungsmöglichkeit zwischen Ge-
schäftsleitung und Betriebsrat, eben die Aufhebung der grund-
sätzlichen und systematischen Trennung zwischen Betriebs-
partei und Tarifpartei. In den verschiedenen diskutierten Mo-
dell-Varianten – zum Beispiel in der Frage der mehrheitlichen
Zustimmung der jeweiligen Belegschaft – geht es letztlich im-
mer darum, dass die Betriebsparteien den Flächentarif durch
eine betriebliche Vereinbarung ersetzen können.

Der Flächentarif als Instrument würde weiter bestehen blei-
ben, jedoch wäre die Einbindung von Verbänden und Ge-
werkschaften für niemanden zwingend. Die bisherige Ver-
bandstarifautonomie wäre ergänzt durch eine Betriebstarif-
autonomie. Beide Tarifparteien hätten in diesem Modell le-
diglich beratende Funktion und dies auch nur dann, wenn
von den Betriebsparteien gewünscht.

Zweifellos werden sich Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbände künftig an noch mehr Betriebsnähe gewöhnen
müssen, stärker durch individuelle Beratung indirekt zu wir-
ken als durch unmittelbare Normsetzung.

Das traditionelle Selbstverständnis reicht zur Legitimation
und zur Motivation von immer mehr Mitgliedern nicht mehr
aus – der Individualisierung und Differenzierung muss wirk-
samer als bislang Rechnung getragen werden. Und dies
steht nicht im Widerspruch zur weiterhin wichtigen Rolle der
Verbände und der Gewerkschaften, die besondere Interes-
sen und Sichtweisen ihrer Mitglieder zur Geltung zu brin-
gen haben, gesellschaftspolitisch aktiv bleiben müssen. 

Dennoch halte ich die generelle Beibehaltung der Unter-
scheidung zwischen Betriebsparteien und Tarifparteien auch
künftig für wichtig. Im Gegensatz zur angelsächsischen Tra-
dition sind kooperative Unternehmenskulturen bei uns tief
verwurzelt. Die meisten Betriebe haben die Kultur der Be-
triebsräte, die Mitwirkung von Arbeitnehmern und die Mit-
bestimmung verinnerlicht. Die Betriebsräte haben ja auch
den dramatischen Strukturwandel in den Betrieben der

M+E Industrie in der ersten Hälfte der neunziger Jahre nicht
nur nicht behindert, sondern in vielen Fällen deutlich geför-
dert.

Diese Kultur könnte beschädigt werden, wenn man die Be-
triebsparteien gleichzeitig zu Tarifparteien macht. Das un-
mittelbare Konfliktpotential in den Betrieben würde zwangs-
läufig zunehmen. Die unmittelbare Gestaltungsmacht der
Betriebsräte aus Betriebsverfassungsgesetz plus dann zu-
sätzlich aus dem Status als Tarifpartei könnte zu einer Über-
macht des Betriebsrates führen und die Betriebe bis zur Ma-
növrierunfähigkeit lähmen. Diesem Risiko steht natürlich
die Chance gegenüber, Lohn- und Arbeitszeit stärker den
jeweiligen betrieblichen Bedingungen anzupassen.

Allerdings muss man auch sehen, dass ein von den Tarif-
parteien eventuell hinterlassenes Vakuum sich rasch durch
die Einflussnahme der Politik und des Staates füllen könn-
te. Der Staat wird bei einer stärker betrieblichen Tarifauto-
nomie eher versucht sein, durch Rahmenregelungen – bei-
spielsweise bei Arbeitszeit und Löhnen – einzugreifen. Ge-
nau dies aber wollten unsere Verfassungsstifter aus bitte-
ren Erfahrungen in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
verhindern.

Unternehmer brauchen stets Visionen, aber sie müssen die
Wirklichkeit auch so nehmen, wie sie ist. Und die wird im-
mer vielfältiger. Viele Unternehmen bestehen auf der Bin-
dung und der Pflege des Flächentarifs – mehr als wir selbst
zeitweise geglaubt haben. Tausende haben betriebliche
Bündnisse, meistens ohne öffentliches Aufsehen mit den Ta-
rifparteien geschaffen. Viele wiederum sind mit einzelver-
traglichen Lösungen zufrieden, verhältnismäßig wenige ha-
ben Haustarife. Die Vielfalt und das Nebeneinander ver-
schiedener Regelungsstrukturen – das wird unsere Wirk-
lichkeit auch in der Zukunft prägen. 
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Keine positiven Beschäftigungseffekte

Warum sinken in Deutschland angesichts der anhaltend ho-
hen Arbeitslosigkeit die Löhne nicht? Warum führt der Wett-
bewerb um attraktiv entlohnte Arbeitsstellen innerhalb der
Belegschaften und auch der Wettbewerb zwischen den Be-
schäftigten und den Arbeitslosen nicht zu deutlich niedri-
geren Löhnen oder zu einer stärkeren Lohndifferenzierung
mit entsprechenden Beschäftigungsgewinnen und einem
Rückgang der Arbeitslosigkeit? 

Ob eine Verlagerung der Lohnfindung von der tariflichen
auf die betriebliche Ebene zu mehr Beschäftigung führt oder
nicht, wird von der Beantwortung dieser Fragen abhängen. 

Nach der Einschätzung des Autors würde eine solche Ver-
lagerung mit hoher Wahrscheinlichkeit in der Summe keine
positiven Beschäftigungseffekte haben. Die in Deutschland
viel diskutierte Aggressivität in der Lohnpolitik würde im Mittel
wahrscheinlich nicht abnehmen, jedenfalls dann nicht, wenn
alle übrigen Teile des Arbeitsrechts, darunter die betriebli-
che Mitbestimmung und der Kündigungsschutz, das Verbot
der Beschäftigung unterhalb des ortsüblichen Vergleich-
slohns sowie das Steuer- und Transfersystem nicht gleich-
zeitig verändert werden. In diesem Sinne wäre eine isolier-
te Verlagerung auf die betriebliche Ebene kaum ein erfolg-
reiches Mittel zur Schaffung von Beschäftigung und Re-
duktion der Arbeitslosigkeit.

Lohnaufschwemmung

Häufig wird argumentiert, dass die Löhne in Deutschland ei-
ne mangelnde Spreizung nach unten aufweisen und dass
dafür die Tarifparteien verantwortlich seien. Mittlerweile gibt

es jedoch auch empirische Evidenz dafür, dass die man-
gelnde Spreizung der Effektivlöhne nicht in erster Linie auf
eine zu geringe Spreizung der Tariflöhne zurückführen ist.
Die Tariflöhne sind zwar, so das Resultat der Studie von Pfeif-
fer (2003), aus Beschäftigungsgründen zu hoch. Allerdings
scheinen die Spreizung ausreichend zu sein. Moderatere Ta-
riflohnsteigerungen würden zu mehr Beschäftigung führen,
und die Tarifentgelte sind eine wichtige Determinante der
so genannten Lohnaufschwemmung. 

Das noch relativ neue Konzept der Lohnaufschwemmung soll
kurz erläutert werden. Die Lohnaufschwemmung gibt die Dif-
ferenz zwischen den beobachteten Effektivlöhnen und den
nicht beobachteten, auf der Basis mikroökonometrischer Me-
thoden und Daten geschätzten Effektivlöhnen, bei Abwe-
senheit von Tarifverträgen und sonstigen Ursachen für Lohn-
rigiditäten an. Mit diesem Konzept versuchen Wirtschafts-
forscher die für wirtschafts- und beschäftigungspolitische
Schlussfolgerungen benötigte kontrafaktische Evidenz zu den
Löhnen und deren Entwicklung herzuleiten. Auf der Basis
kontrafaktischer Evidenz können Aussagen über den Zieler-
reichungsgrad alternativer Politiken hergeleitet werden. 

Die Höhe der Lohnaufschwemmung lag im Beobachtungs-
zeitraum 1975 bis 1995 in Westdeutschland bei 5,9%. Die-
ser Wert spiegelt einerseits die Verhandlungs- und Mono-
polmacht der Beschäftigten in Unternehmen wider; er zeigt,
in welchem Umfang sich Beschäftigte in einem Unterneh-
men vor dem Lohnwettbewerb mit Arbeitslosen oder Be-
schäftigten anderer Unternehmen schützen können. Ande-
rerseits gibt die Höhe der Lohnaufschwemmung quantita-
tive Hinweise auf den produktiven Wert der Beschäftigten
im eigenen Unternehmen und Hinweise für das Ausmaß
der gegenseitigen Vorteilhaftigkeit dauerhafter Arbeitsbe-
ziehungen. Beispielsweise vereinbaren Unternehmen ex an-
te fixe Löhne mit ihren Arbeitnehmern, um Investitionen zu
schützen (so genannte effiziente Arbeitsverträge). Von die-
sen Vereinbarungen kann sich ein Unternehmen ohne Ver-
trauensverlust nicht einfach einseitig verabschieden. 

Die Lohnaufschwemmung hat somit für die Beschäftigung
eine positive und eine negative Seite. Die Ergebnisse von
Pfeiffer (2003) deuten darauf hin, dass etwa 80% der Lohn-
aufschwemmung effizienzsteigernder und produktivitätser-
haltender Natur und insofern eine Voraussetzung für Inves-
titionen und eine hohe Beschäftigung sind. Immerhin 20%
können jedoch auf die Verhandlungsmacht der bereits Be-
schäftigten zurückgeführt werden. Diese 20% sind negativ
für die Beschäftigung. Die Lohnaufschwemmung schwank-
te in den Jahren 1975 bis 1995 zwischen 4 und 8% pro Jahr.
Die Werte hängen von der Inflationsrate und der gesamt-
wirtschaftlichen Nachfrage ab. In Boomzeiten ist die Lohn-
aufschwemmung regelmäßig höher als in Rezessionszeiten,
weil in Boomzeiten die Verhandlungsmacht der bereits Be-
schäftigten höher ist. 
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Auf individueller Arbeitnehmerebene schwanken die Werte
der Lohnaufschwemmung zwischen 0 und 17%. Die Lohn-
aufschwemmung nimmt mit der Betriebszugehörigkeits-
dauer und der Betriebsgröße zu. Sie scheint jedoch den
Schätzergebnissen folgend im Niedriglohnbereich nicht hö-
her als im Bereich der mittleren und höheren Löhne zu lie-
gen. Insbesondere dieses letzte Resultat ist zum Verständ-
nis der zu erwartenden Effekte einer Verlagerung der Lohn-
findung auf die Unternehmensebene hilfreich. Die (Tarif-)Löh-
ne sind zwar im Mittel zu hoch. Allerdings gibt es keine ein-
deutige Evidenz dafür, dass im Niedriglohnbereich die Ver-
handlungsmacht der Arbeitnehmer höher als in den übri-
gen Lohnsegmenten ist. 

Kaum positive Beschäftigungseffekte

Warum wird nun vor diesem Hintergrund eine isolierte Verla-
gerung der Lohnfindung auf die Betriebsebene in Deutsch-
land kaum zu positiven Beschäftigungseffekten beitragen?
Dies soll am Beispiel der derzeit in der politischen Diskus-
sion stehenden Politik einer stärkeren Anwendung tariflicher
Öffnungsklauseln und Härtefallregelungen verdeutlicht wer-
den. Im Falle der Anwendung von Öffnungsklauseln müssen
sich die Beschäftigten eines Betriebs über Art, Dauer und Hö-
he der eventuellen Abweichung vom Tarifvertrag im Sinne ei-
ner Lohnsenkung mit der Geschäftsführung einig werden. Um
die Effekte einer solchen Maßnahme auf Löhne und Be-
schäftigung abzuschätzen, ist es hilfreich, zunächst die Sicht
eines Unternehmens, so dann die Sicht eines Arbeitnehmers
und der Belegschaft insgesamt einzunehmen.

Aus der Sicht eines tarifgebundenen Unternehmens kann
es durchaus rational sein, eine solche Möglichkeit der Lohn-
senkung nicht zu nutzen. Dies wird beispielweise der Fall
sein, um bestehende Vereinbarungen mit den Beschäftig-
ten zu erfüllen, einer drohenden Abwanderung von Be-
schäftigten und der damit verbundenen Zunahme der Fluk-
tuationskosten oder einem Verlust an spezifischem Hu-
mankapital vorzubeugen. Ein Unternehmen, das durch Um-
satzrückgänge zur Anpassung angehalten wird, steht per-
sonalpolitisch vor der Alternative, die Lohnkosten durch Be-
schäftigungsabbau oder Lohnsenkungen zu reduzieren. Die
Nebenbedingung dabei ist, die Arbeitsmoral der verblei-
benden Belegschaft zu erhalten und attraktiv für Neuein-
stellungen in der Zukunft zu bleiben. In einer Umfrage des
ZEW (Franz und Pfeiffer 2003) konnten 801 Unternehmen
mit mehr als neun Beschäftigten aus der Industrie und aus
den Bereichen Handel, Banken, Versicherungen und sons-
tige unternehmensnahe Dienstleistungen zum Thema Lohn-
flexibilität und Beschäftigung erfolgreich interviewt werden.
Ziel der Umfrage war es unter anderem die Aussagekraft
von neun ökonomischen Erklärungsansätzen für Lohnrigi-
ditäten, darunter Tarifverträge, implizite Kontrakte, fünf Va-
rianten von Effizienzlohntheorien, die Insider-Outsider-The-

orie sowie betrieblicher Konsens und Unternehmenskultur
aus der Sicht der Unternehmen zu untersuchen. Die Um-
frageergebnisse zeigen, dass die befragten Unternehmen in
Deutschland tatsächlich eine sehr differenzierte Sichtweise
zu Lohnrigiditäten haben. Im Einklang mit der internationa-
len Evidenz lassen sich Lohnrigiditäten in der realen Ar-
beitswelt keineswegs auf eine Ursache allein, beispielsweise
auf Tarifverträge, zurückführen. Effizienzlohnaspekte, impli-
zite Kontrakte, Loyalität und Tarifverträge wirken zusammen.
Selbst wenn somit die rechtlichen Möglichkeiten zu Lohn-
senkungen erweitert werden, bedeutet dass noch nicht un-
mittelbar deren Nutzung. Aufgrund der vorhandenen inter-
nationalen Evidenz scheint vielmehr von den meisten Unter-
nehmen (auch von Unternehmen in den USA, wo Tarifver-
träge weniger wichtig als hierzulande sind) die Variante des
selektiven Beschäftigungsabbaus ohne Lohnsenkungen statt
die der betriebsweiten Lohnreduktion gewählt zu werden.
Teile der Belegschaft könnten das Unternehmen bei Lohn-
senkungen verlassen und beispielsweise zur Konkurrenz
wechseln. Aus der Sicht vieler Unternehmen scheint daher
eine Anpassung der Beschäftigung attraktiver als eine Lohn-
senkung zu sein, zumindest wenn der Umsatzrückgang
genutzt werden kann, um sich von relativ unproduktiveren
Mitarbeitern zu trennen (vgl. Bewley 1999). Diese Argu-
mentation legt die Vermutung nahe, dass betriebliche Lohn-
senkungen durch Ausnutzen von Öffnungsklauseln nicht
im Interesse aller tarifgebundenen Unternehmen liegen, un-
abhängig von der Höhe der Arbeitslosigkeit. Dazu passt auch
die Beobachtung, dass Unternehmen auf Lohnunterbie-
tungen von Arbeitsuchenden in aller Regel nicht eingehen. 

Es kann natürlich nicht ausgeschlossen werden, dass es
Unternehmen gibt, die sich dennoch für Lohnsenkungen für
die Beschäftigten entscheiden (tatsächlich sind zwischen
5 und 14% der Beschäftigten und der Betriebswechsler von
Lohnsenkungen betroffen, vgl. Pfeiffer 2003). Würde der
Spielraum, den Öffnungsklauseln schaffen, diesen Unter-
nehmen helfen? Diese Frage kann zwar theoretisch eindeutig
mit ja beantwortet werden, da es mit Öffnungsklauseln mehr
rechtliche Freiräume als ohne gibt. Allerdings gibt es be-
reits heute rechtliche Spielräume für Lohnsenkungen in den
nicht tarifgebunden und ebenfalls in den tarifgebundenen
Unternehmen, die von einigen Unternehmen genutzt und
von anderen Unternehmen nicht genutzt werden. Rechtli-
che Spielräume gibt es erstens bei Arbeitnehmern eines ta-
rifgebundenen Unternehmens, die nicht Mitglied der tarif-
schließenden Gewerkschaft sind, zweitens bei Arbeitneh-
mern, die nicht nach Tarif entlohnt werden, sowie außerta-
riflichen Beschäftigten, und drittens sind Herabstufungen
innerhalb eines Tarifs für bestimmte Gruppen vorstellbar.
Wenn es so ist, dass die nach dem derzeitigen Stand vor-
handenen rechtlichen Spielräume der Lohnsetzung faktisch
noch wenig genutzt werden (vgl. zur Evidenz Franz et al.
2000; Pfeiffer 2003), was kann dann von zusätzlichen Spiel-
räumen dieser Art erwartet werden? 
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Aus der Sicht der Beschäftigten sind zwei Typen von Ar-
beitnehmern zu unterschieden: diejenigen, die bei Abwe-
senheit von Öffnungsklauseln entlassen werden und dieje-
nigen, die auch in diesem Fall damit rechnen können, dass
das Unternehmen fortgeführt wird. Aus der Sicht der für das
Unternehmen relevanten Gruppe der verbleibenden Be-
schäftigten werden Lohnsenkungen in aller Regel als wenig
attraktiv empfunden. Je nach Ausmaß des im Fall konstan-
ter Löhne notwendigen Beschäftigungsabbaus ist es da-
her in einer Vielzahl von Unternehmen wahrscheinlich, dass
sich eine Mehrheit der Beschäftigten im Falle betriebswei-
ter Vereinbarungen gegen Lohnsenkungen aussprechen
wird. Bedenkt man beispielsweise die Höhe der natürlichen
Fluktuation, die bis zu 10% beträgt, dann müsste der Be-
legschaftsabbau schon dramatisch sein, damit eine Mehr-
zahl der Beschäftigten Lohnsenkungen statt Beschäfti-
gungsabbau (oder Arbeitszeitreduktion) zustimmt.

In Fällen eines solchen dramatischen Umsatzrückgangs und
Beschäftigungsabbaus liegt jedoch die Gefahr auf der Hand,
dass die Produktpalette veraltet oder aus anderen Grün-
den das Unternehmen nicht mehr wettbewerbsfähig ist.
Lohnsenkungen würden in diesem Fall bestenfalls kurzfris-
tig eine an sich notwendige Anpassung und Neustrukturie-
rung von Industrien verzögern. 

Immerhin können Fallkonstellationen nicht ausgeschlossen
werden, in denen bei einer Verlagerung der Lohnbildung
auf die Betriebsebene Lösungen gefunden werden, die das
Überleben eines Unternehmens relativ zur Tarifbindung er-
leichtern könnten (wobei man kritisch fragen könnte, wieso
ein solches Unternehmen überhaupt einen Tarifvertrag an-
wendet). Dies würde zu der häufig geforderten größeren
Lohnspreizung in Deutschland beitragen. Allerdings wären
damit keineswegs zwangsläufig positive Beschäftigungsef-
fekte verbunden. Der Anteil dieser Unternehmen müsste em-
pirisch abgeschätzt werden, ist aber aufgrund der empiri-
schen Evidenz und nicht zuletzt aufgrund der gesetzlich gar-
antierten negativen Koalitionsfreiheit wahrscheinlich gering.
Andererseits könnten im Falle eines sich einstellenden Unter-
nehmenserfolges und zudem in erfolgreichen Unterneh-
men die Löhne bei einer betrieblichen Lohnbildung stärker
als bei Tarifbindung steigen – mit potentiell negativen Kon-
sequenzen für die Beschäftigung in diesen Unternehmen. 

Um die Aggressivität der Lohnbildung in Deutschland ab-
zumildern, wäre es wahrscheinlich hilfreicher, die Betriebs-
ebene zu umgehen und die Privatautonomie zu stärken.
Auch dürfte die bereits beschlossene Reduktion des Ar-
beitslosenanspruchs auf 12 Monate (18 Monate für Be-
schäftigte, die älter als 55 Jahre sind) und das Zusammen-
legen von Arbeitslosen- und Sozialhilfe stärker disziplinie-
rend auf Tarifverhandlungen wirken, als dies mit Öffnungs-
klauseln zu erreichen ist. Dies trifft auch auf eine stärkere
Deregulierung von Gütermärkten zu. 
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Tarifvertrag oder betriebliche Regelungen?
– Zum Streit um die Zukunft des Flächen-
tarifvertrags –

Tarifautonomie und Flächentarifvertrag sind ins Kreuzfeuer
der Kritik geraten. Im Kern geht der Streit um die Frage, ob
auch in Zukunft die zentralen Mindeststandards für Arbeits-
und Einkommensbedingungen der ArbeitnehmerInnen im
Wesentlichen durch branchenbezogene, verbindliche Ver-
bandstarifverträge festgelegt werden sollen oder ob der Be-
trieb zur wichtigsten Aushandlungsebene für Löhne, Ar-
beitszeiten und sonstige Arbeitsbedingungen werden soll.
Angesichts der anhaltenden Arbeitsmarktkrise und der nach-
weislichen Erfolglosigkeit der praktizierten Wirtschaftspoli-
tik wächst die Neigung, die Krisenursachen in den »Struk-
turen« des Arbeitsmarktes und seiner Regulierung zu su-
chen. Insbesondere die vermeintlich verkrusteten und über-
kommenen Strukturen des »Tarifkartells« stehen im Zentrum
der Kritik. Flexibilisierung und Differenzierung von zentralen
Tarifstandards und mehr Entscheidungsbefugnisse für Be-
triebsräte und Beschäftigte beim Unterschreiten dieser Stan-
dards werden als Patentrezepte zur Herstellung eines »ent-
fesselten« Arbeitsmarktes empfohlen. 

Diese Kritik gleicht eher einem blinden Rundumschlag als
theoretisch und empirisch fundierter Analyse. Neuere Stu-
dien belegen, dass es keinen systematischen Zusammen-
hang zwischen der Ausprägung des Tarifsystems und der
ökonomischen Performance eines Landes gibt. (Aidt et al.
2002; Traxler 2003). Betriebszentrierte Verhandlungssyste-
me führen keineswegs aus Unternehmenssicht günstige-
ren Ergebnissen. So wurde in Großbritannien mit seiner de-
zentralen Lohnfindung der Verteilungsspielraum in den neun-
ziger Jahren sehr viel stärker ausgeschöpft als in Deutsch-
land. Die Kritiker blenden außerdem die seit zwei Jahrzehnten

zu beobachtenden realen Entwicklungstrends einer Verbe-
trieblichung der Tarifpolitik systematisch aus. Obwohl diese
tiefgreifenden Veränderungen in den Regelungsstrukturen
des deutschen Tarifmodells keinerlei spürbare Impulse für
den Arbeitsmarkt erkennen lassen, hält die Kritik unbe-
eindruckt an und stellt zentrale positive Regulierungsfunk-
tionen des (Flächen-)Tarifsystems vorschnell in Frage (vgl.
Übersicht). Abzuwägen wäre, welche Vorteile bei einer völ-
ligen Exekution des Flächentarifvertrages verloren gehen und
welche Nachteile bei einem vorrangig betrieblichen Aus-
handlungssystem in Kauf zu nehmen sind. Welche Erfah-
rungen wurden bislang mit betrieblichen Bündnissen für
Arbeit gemacht?

Tarifliche Öffnungsklauseln: Zahlreich vorhanden
und breit genutzt

Ein Blick auf die Tarifverträge zeigt, dass die Verknüpfung
von branchenweiten verbindlichen tariflichen Vorgaben mit
betrieblichem Handlungsspielraum bereits seit langem ein
typisches Charakteristikum des deutschen Tarifsystems ist,
wobei die betrieblichen Gestaltungsmöglichkeiten in den ver-
gangenen Jahren noch einmal erheblich an Bedeutung ge-
wonnen haben. Bei den Möglichkeiten zur betrieblichen Um-
setzung und Anpassung der Tarifstandards sind zu unter-
scheiden: (1) betriebliche Regelungskorridore in klassischen
Regelungsbereichen bei Einhaltung des Regelungs- und
Leistungsniveaus (z.B. Eingruppierung, Leistungsentgelt),
(2) tarifliche Regelung neuer Themen mit hohem betriebli-
chem Umsetzungsbedarf (z.B. Qualifizierung/Weiterbildung)
und schließlich (3) Unterschreitung tariflicher Mindeststan-
dards in allen zentralen Regelungsbereichen (z.B. Lohn, Ge-
halt, sonstige Entgeltbestandteile, Arbeitszeit).

Die Kritik an den vermeintlich starren Flächentarifverträgen
konzentriert sich auf den dritten hier genannten Typ von
Öffnungsklauseln, ohne die Veränderungen der letzten Jah-
ren hin zu einem Mix aus zentraler und dezentraler Regu-
lierung zur Kenntnis zu nehmen, zu analysieren und zu be-

20

Reinhard Bispinck*

* Dr. Reinhard Bispinck ist wissenschaftlicher Referent und Leiter des Ta-
rifarchivs im WSI in der Hans Böckler Stiftung.

** Dr. Hartmut Seifert ist Leiter der Abteilung WSI in der Hans Böckler Stiftung.

Grundlegende Regulierungsfunktionen von (Flächen-)
Tarifverträgen

Aus Sicht des Staates:
• Entlastungs- und Legitimationsfunktion
Aus Arbeitnehmersicht:
• Schutzfunktion
• Verteilungsfunktion
• Partizipationsfunktion
• Solidaritätsfunktion
Aus Arbeitgebersicht:
• Kartellfunktion
• Koordinierungsfunktion
• Ordnungs- und Befriedungsfunktion
• Produktivitätsfunktion

Hartmut Seifert**



57.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  3/2004

Zur Diskussion gestellt

werten. Ein Blick in die Tarifverträge zeigt, dass es kaum ei-
nen Wirtschaftszweig gibt, dessen Tarifverträge nicht eine
oder häufig sogar mehrere dieser Öffnungsklauseln enthal-
ten. Eine jüngst durchgeführte Untersuchung des WSI-Ta-
rifarchivs dokumentiert für rund 80 Tarifbereiche mit etwa
15 Mill. Beschäftigten mehrere hundert solcher Öffnungs-
klauseln. Einstiegstarife, Kleinbetriebsklauseln, allgemeine
Härtefallklauseln, gespaltene Entgelttabellen, Öffnungs-
klauseln zu einzelnen Tarifregelungen, ertragsabhängige Ver-
gütungsbestandteile und vieles andere mehr gehören seit
langem zum Regelungsbestand (Bispinck, WSI-Tarifarchiv
2004). Dabei reichen die Verfahrensvorschriften zur An-
wendung von fest vorgegebenen tariflichen Optionen über
die Nutzung unter Information bzw. Beteiligung der Tarif-
parteien bis hin zu unkonditionierten Öffnungsklauseln auf
der Basis freiwilliger Betriebsvereinbarungen. 

Die vorhandenen Möglichkeiten der flexiblen betrieblichen An-
wendung der tarifvertraglichen Vorgaben werden in der Pra-
xis reichlich genutzt. Die WSI-Betriebs- und Personalrätebe-
fragung 2002 ergab: 35% der Betriebe und 22% der Dienst-
stellen wenden die tariflichen Öffnungsklauseln an (Bispinck
und Schulten 2003). Besonders häufig werden Regelungen
zu variablen Arbeitszeiten, Arbeitszeitverlängerung und be-
fristeter Arbeitszeitverkürzung in Anspruch genommen. Lohn
und Gehalt können durch Einstiegstarife, die Kürzung/Aus-
setzung der Jahressonderzahlung und das Aussetzen von
Tariferhöhungen flexibilisiert bzw. abgesenkt werden. 

Mit der zunehmenden Verbetrieblichung der Tarifpolitik wach-
sen nicht nur die Verantwortung der Betriebsparteien und
namentlich die Belastung der betrieblichen Interessenver-
tretungen, sondern auch die Anforderungen an Informatio-
nen über die wirtschaftliche Lage des Unternehmens. Da
verwundert es nicht, dass die Einschätzung dieses Ent-

wicklungstrends eher skeptisch bis ablehnend ausfällt. In
der WSI-Betriebsrätebefragung begrüßte lediglich eine Min-
derheit von 14% der Betriebsräte die Öffnung der Tarifver-
träge uneingeschränkt. Knapp 38% der Befragten beurtei-
len diese Entwicklung »zwiespältig«, und 42% halten es für
»generell problematisch«.

Die Betriebs- und Personalräte fürchten aber auch eine
Verschiebung der betrieblichen Machtrelationen zu ihren
Ungunsten. Zwei Drittel der Befragten (67%) sind der Auf-
fassung, dass die Verbetrieblichung dem Arbeitgeber eher
die Möglichkeit gibt, seine betrieblichen Interessen durch-
zusetzen, mehr als die Hälfte (55%) meint, dass dies zu
unterschiedlichen Arbeits- und Einkommensbedingungen
im Tarifbereich führt. Nur ein Viertel teilt das Argument der
Befürworter der Verbetrieblichung, dass auf diese Weise
den unterschiedlichen betrieblichen Gegebenheiten bes-
ser Rechnung getragen werden könne. Nur eine Minder-
heit (23%) vertritt die Auffassung, dem Betriebsrat öffne-
ten sich dadurch größere Einfluss- und Gestaltungsmög-
lichkeiten. Grundsätzlich ähnlicher Auffassung sind die Per-
sonalräte.

Betriebliche Vereinbarungen zur Beschäftigungs-
und Standortsicherung – Krisenstrategie oder
Normalfall?

Vor diesem Hintergrund sind auch die betrieblichen Verein-
barungen zur Beschäftigungs- und Standortsicherung – häu-
fig als betriebliche »Bündnisse für Arbeit« bezeichnet – zu
analysieren, die in den vergangenen Jahren an Bedeutung
gewonnen haben (Seifert und Maurer 2001; Seifert 2002).
In seiner Rede zur Agenda 2010 im März 2003 hatte der
Bundeskanzler mehr solcher betrieblichen Bündnisse ein-

gefordert, andernfalls müsse der Gesetzge-
ber eingreifen. Dabei ließ er wohlweislich of-
fen, wie viele solcher Vereinbarungen zwi-
schen Management und Betriebsräten aus
seiner Sicht erforderlich sind, um die gefor-
derte »neue Balance« zwischen tariflicher und
betrieblicher Ebene zu finden. In den letzten
Jahren wurden, wie eine im Herbst 2003 vom
WSI durchgeführte repräsentative Befragung
von Betriebsräten zeigt, in mehr als jedem
vierten Betrieb (29%) mit mehr als 20 Be-
schäftigten und einem Betriebsrat solche
Bündnisse vereinbart. 23% arbeiten tat-
sächlich auf dieser Basis, etwa 6% der Be-
triebe haben die Vereinbarungen nicht mehr
verlängert.

Betriebliche Beschäftigungssicherungs- und
Standortvereinbarungen sind eine Art
»Tauschgeschäft« auf Zeit, die allerdings in
der Regel nicht auf der Basis eines ausge-
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Tarifliche Öffnungsklauseln – wie oft und wo werden sie genutzt?
– Angaben der Betriebs- und Personalräte in % –

Betriebsräte Personalräte
Nutzung
ja 35 22
nein 65 78
Regelungsbereich*
variable Arbeitszeiten 70 68
Arbeitszeitverlängerung 41 16
befristete Arbeitszeitverkürzung 24 50
Einstiegstarife 17 14
Kürzung/Aussetzung der
Jahressonderzahlung

15 15

Aussetzen von Tariferhöhungen 10 3
Kürzung/Aussetzung des
Urlaubsgeldes

9 4

allgemeine Härtefallklausel 7 8
Absenken von tariflichen
Grundvergütungen

6 6

* in % aller Betriebe und Dienststellen, die Öffnungsklauseln nutzen

Quelle: WSI-Betriebs- und Personalrätebefragung 2002 (3. Befragung).
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wogenen Kräfteverhältnisses zwischen den Betriebsparteien
ausgehandelt werden. Unter dem Druck des potentiellen Ar-
beitsplatzverlustes machen die Beschäftigten Zugeständ-
nisse bei der Arbeitszeit (77%), beim Einkommen (36%) oder
zeigen sich bereit, arbeitsorganisatorische Umstrukturie-
rungen zu unterstützen (65%). Im Gegenzug verzichten die
Arbeitgeber zeitweise auf das Mittel betriebsbedingter Kün-
digungen, stellen Betriebsverlagerungen und Outsourcing
zurück oder sagen Investitionen am Standort zu. 

Solche betrieblichen Vereinbarungen sind längst nicht mehr
nur Rettungsanker für akut gefährdete Krisenbetriebe. In et-
wa der Hälfte der Fälle befinden sich die Betriebe, gemes-
sen an Auftragslage und Gewinn, in einer prosperierenden
Situation. So nimmt es denn auch nicht Wunder, dass die-
se Betriebe auch längerfristige Beschäftigungsgarantien zu-
zusichern können, die bei mehr als einem Drittel (36%) der
Fälle über fünf Jahre hinaus gehen. 

Warum aber lassen sich Betriebsräte auch in florierenden
Betrieben auf Konzessionen bei Einkommen, Arbeitszeit oder
arbeitsorganisatorischen Veränderungen ein? Mehr noch,
warum initiieren sie selbst in der Mehrheit der Fälle derarti-
ge Vereinbarungen? Eine verschärfte Wettbewerbslage setzt
sie unter Druck. Betriebe planen, um die Rendite zu ver-
bessern, umfassende Restrukturierungen, drohen mit Ar-
beitsplatzabbau, Standortverlagerungen oder Outsourcing.
Viele Betriebsräte reagieren hierauf, entwickeln beschäfti-
gungssichernde Alternativen und signalisieren Konzes-
sionsbereitschaft bei Arbeitszeit und Einkommen sowie
Unterstützung bei arbeitsorganisatorischen Veränderungen.
Ein ausdrückliches Initiativrecht hierzu gibt ihnen das no-
vellierte Betriebsverfassungsgesetz. Hiervon machen sie re-
gen Gebrauch: Mehrheitlich gehen die Vereinbarungen auf
Initiativen der Betriebsräte zurück, teilweise unterstützt durch
die Gewerkschaften, aber auch gemeinsam mit den Ar-
beitgebern angeregt. 

Für die Beschäftigten bedeuten betriebliche Bündnisse nicht
nur geringere Einkommen und ungünstigere Arbeitszeiten.
Die Belegschaften gehen auch Risiken ein, die für sie weit-
reichende negative wirtschaftliche Folgen haben können.
Denn nicht immer können sie sich auf die vereinbarten Zu-
sagen der Arbeitgeber verlassen. Zu Vertragsbruch ist es
bei jedem zehnten Bündnis gekommen. Das Management
hat die versprochenen Beschäftigungs- und Standortzusa-
gen nicht eingehalten. Angesichts dieser Risiken ist es frag-
lich, ob Betriebsräte auch bei fehlenden tariflichen Stan-
dards, die ihnen im Konfliktfall automatisch geltende Auf-
fanglinien bieten, zu den gleichen Konzessionen bereit wä-
ren oder ob sie entsprechende Risikoprämien einkalkulieren
würden.

Unsicher bleibt auch, ob nach Ablauf einer Beschäftigungs-
und Standortsicherungsvereinbarung und bei verbesser-

ter wirtschaftlicher Lage Einkommen oder Arbeitszeit auto-
matisch auf den Status-quo-ante zurückkehren. Angesichts
dieser Unsicherheiten verwundert es nicht, dass die Mehr-
heit der Betriebsräte skeptisch bzw. sogar ablehnend
gegenüber weiterer Dezentralisierung und Verbetrieblichung
von Tarifpolitik eingestellt ist. Solange noch Tarifverträge
verbindliche Eckpunkte und Mindeststandards fixieren, ver-
fügen sie in den Verhandlungen mit dem Arbeitgeber über
gesicherte Rückzugspositionen, die ihnen eine gewisse
Verhandlungsmacht verleihen. Würde diese aufgeweicht
oder gänzlich fallen, ohne dass die Betriebsräte machtpo-
litische Kompensationen z.B. in Form des Streikrechts er-
hielten, wären sie hilflos jedem beliebigen Erpressungs-
versuch der Arbeitgeber ausgeliefert. Tarifvertraglich ab-
gesicherte Standards vor allem bei Arbeitszeit und Lohn
bieten den Beschäftigten eine Art Auffanglinie, sollte es zu
Vertragsbruch durch die Arbeitgeber kommen oder für die
Zeit nach Beendigung der betrieblichen Bündnisse. In die-
sen Fällen würden automatisch die tariflich vereinbarten
Eckwerte gelten. 

Schließlich macht es auch unter innovationspolitischen As-
pekten Sinn, betriebliche Bündnisse als eine befristete Aus-
nahme von den tariflichen Standards zu begreifen, die den
Betrieben die Möglichkeit einräumt, diese Phase für nach-
haltige wettbewerbsstärkende Anpassungen zu nutzen. Oh-
ne den Tarifvertrag im Hintergrund könnten Betriebe der Täu-
schung erliegen, durch Abstriche bei Lohn oder Arbeitszeit
die meist tiefer liegenden Wettbewerbsprobleme bereits dau-
erhaft gemeistert zu haben.

Fehlende oder unzureichende tarifliche Öffnungsklauseln wer-
den in der öffentlichen Debatte häufig als zentrales Hemm-
nis für betriebliche Bündnisse verantwortlich gemacht
(Berthold u.a. 2003). Völlig anders sehen dies Betriebsräte.
Nach deren Aussagen haben Betriebe nur in den seltensten
Fällen (5%) wegen fehlender tariflicher Öffnungsklauseln auf
entsprechende Vereinbarungen verzichtet. Andere Faktoren
schätzen sie als wesentlich bedeutsamer ein. Am häufigsten
(42%) nennen sie fehlenden Bedarf der Betriebsparteien. In
etwa jedem siebenten Betrieb (14%) machen die Betriebs-
räte die Arbeitgeber verantwortlich, weil diese Initiativen für
betriebliche Bündnisse blockieren würden oder, wie in wei-
teren 12% der Betriebe, weil sie sich gegen Bündnisse und
für Personalabbau entschieden hätten.

Ein Teil der Bündnisse ist nicht tarifkonform. Explizit gegen
tarifvertragliche Regelungen verstoßen 5% der Bündnisse;
weitere 12% bewegen sich in einer Art Grauzone. Auch wenn
damit nicht die Mehrheit der Fälle betroffen ist, zeigen die
Zahlen doch, wie stark vielfach der betriebliche Druck ist,
dem sich Beschäftigte und Belegschaftsvertretungen aus-
gesetzt sehen. In den meisten dieser Konfliktfälle haben die
Gewerkschaften letztlich zugestimmt, um bedrohte Ar-
beitsverhältnisse zu retten. 
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Fazit

Angesichts dieser Entwicklungen mutet die massive Kritik
am Flächentarifvertrag eher bizarr an: Über zwanzig Jahre
hinweg hat das deutsche Tarifsystem sein Flexibilitätspo-
tential in einem Maße gesteigert, wie es sich die beteiligten
Akteure zu Beginn dieses Prozesses sicherlich nicht vorge-
stellt haben. Am Arbeitsmarkt ist dieser Prozess allerdings
spurlos vorbei gegangen, da die für die Beschäftigungs-
entwicklung entscheidenden makroökonomischen Wei-
chenstellungen nicht erfolgt sind. Bis heute ist es – von we-
nigen Ausnahmen abgesehen – gelungen, diese built-in-
flexibility mit einem hohen Grad an Verbindlichkeit der we-
sentlichen Tarifstandards zu verknüpfen. Diese Entwick-
lung korrespondiert mit hoher internationaler Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft, einem beachtlichen Maß
an sozialer Stabilität ohne das Ausmaß an Polarisierung und
Prekarisierung von Beschäftigung und Einkommen, wie sie
in anderen Ländern zu beobachten sind. 

Ein radikaler Systemwechsel zugunsten betrieblicher oder
gar individueller Aushandlungssysteme hätte problemati-
sche Folgen. Vom (Flächen-)Tarifsystem blieben letztlich nur
noch seine Ordnungs- und Befriedungsfunktion, die dann
aber auch zwangsläufig erodieren würden. Betriebliche Lohn-
konflikte werden sich (vermutlich) gerade in komplex ver-
netzten und damit störanfälligen Industriezweigen ver-
schärfen. Auch die makro-ökonomische Stabilisierungs-
funktion einer an branchen- und gesamtwirtschaftlichen In-
dikatoren orientierten Lohn- und Einkommensentwicklung
würde ausgehöhlt. Eine rein wettbewerbsorientierte be-
triebszentrierte Lohn- und Tarifpolitik in Deutschland würde
schließlich die Arbeits- und Sozialstandards europaweit un-
ter Druck setzen mit negativen gesamtwirtschaftlichen Rück-
wirkungen.

Ein Festhalten am bewährten Mix aus verbindlichen kollek-
tiven Mindeststandards und betrieblichen Flexi-Spielräumen
hat demgegenüber den Vorteil, dass die Orientierungsfunk-
tion von Flächentarifverträgen erhalten bleibt, das Risiko ei-
nes unkontrollierten Lohnwettbewerbs vermieden wird, Be-
triebe aber gleichzeitig Spielraum für wettbewerbsstärken-
de Restrukturierungen erhalten. Verhindert wird auch, dass
sich Tarifkonflikte in die Betriebe verlagern. Zudem bietet
eine kontrollierte Flexibilität die Chance, betriebliche Bünd-
nisse auf Ausnahmesituationen zu beschränken, um ge-
fährdeten Betrieben die Möglichkeit zur wettbewerbsstär-
kenden Restrukturierung zu geben.
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